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Einleitung



W as ist eigentlich Subsidiarität? Bei der Frage, wie
Demokratie funktioniert, kommt es schnell zu
Debatten, was die Aufgaben des Staates sind und

was die Bürger_innen selbst bzw. die zivilgesellschaftlichen
Organisationen leisten dürfen, können und sollen. Die Dis-
kussion balanciert mit unterschiedlicher Gewichtung die Ach-
tung des Individuums, die Förderung des Gemeinsinns sowie
das Ringen darum, welchen Beitrag der Staat leisten soll.
Wann wird der Ruf nach Subsidiarität dem Gedanken gerecht
und wann steht er für eine Sicherung der eigenen Ressour-
cen? Ist die Forderung nach Subsidiarität zeitgemäß oder Be-
darf es anderer Überlegungen? Wir haben ganz unterschied- 
liche Fachleute und Praktiker_innen aus dem In- und Aus-
land um einen Kommentar gebeten. 

Die 24 Beiträge in dieser Broschüre legen den politischen
Kern frei. „Subsidiarität“ als Prinzip ist durchaus bekannt, al-
lein das Wort fehlt in diversen Sprachen, wie uns die Beiträge
aus Albanien, Spanien und Ägypten vermitteln. Der Begriff
steht für eine Ordnung. Er steht für einen Staat, der die not-
wendige Unterstützung leistet, um dem Einzelnen die Mög-
lichkeit zu geben, sein Kräfte zu entfalten und seine Ziele zu
erreichen (Groner). Der Staat hat also für Bedingungen zu
sorgen, die die Einzelnen befähigen sich selbst zu organisie-
ren bzw. sich selbst zu helfen. Dies steht nicht für die Abgabe
von hoheitlichen Aufgaben, wie uns der Beitrag aus dem Li-
banon kritisch aufzeigt. Zu warnen ist auch vor dem Miss-
brauch des Subsidiaritätsprinzips, wenn es im Zusammen-
hang von Renationalisierung und Privatisierung als Begrün-
dung herangezogen wird (Rottner).

Selbst organisierte Gruppen, so Engelhardt, greifen durch
ihren Zusammenschluss Professionelle an. Sie sind damit
Kritiker_innen etablierter Strukturen, die Hilfe für und nicht

mit den Betroffenen organisieren und sie sind ein Frühwarn-
system in Bezug auf Ungerechtigkeiten. Innerhalb der Zivil-
gesellschaft gibt es Erbhöfe und neue Entwicklungen und
damit ein immer wieder neu zu bearbeitendes Spannungsver-
hältnis, wie anschaulich im Artikel von Önder geschildert
wird. 

Subsidiarität ist ein wesentliches Prinzip, das Leben in der
Gemeinschaft zu gestalten. Sie sichert jedem Einzelnen das
Recht auf Partizipation zu, gibt ihm aber auch die Pflicht der
Hilfe zur Selbsthilfe und dafür bedarf es einer institutionel-
len Sicherung (Klier). Gösele, der in seinem Beitrag die Argu-
mentationslinien der Artikelserie aufgreift, argumentiert aus
der Perspektive, dass Gesellschaft der wirklichen Freiheit für
alle zu dienen hat. Vor diesem Hintergrund soll Subsidiarität
Freiheit fördern, indem sie Selbstbestimmung sichert.

Wir danken allen Autor_innen, die die Diskussion mit ihrem
Beitrag bereicherten. Wir danken allen Illustrator_innen, die
dieses Projekt ehrenamtlich unterstützten. Und wir freuen
uns auf die weitere Diskussion: vom 20. bis 22. November in
München auf der internationalen Tagung „Neuer Schwung
für Bildung?“ die wir gemeinsam mit Banlieue d’Europe und
euromedinculture(s) organisieren und auf der wir diese Dis-
kussion in einem Workshop weiterführen werden. <

Die Broschüre steht auf unserer Homepage als PDF in den 
Sprachen Deutsch, Englisch und Französisch zur Verfügung.
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D ie Bundesrepublik Deutschland ist ein föderalisti-
scher Staat. Er ist nach dem Bundesstaatsprinzip
aufgebaut und besteht daher aus Gliedstaaten, die

eigene Kompetenzen haben. Zusätzlich besteht ein ver-
fassungsrechtlich geschütztes Selbstverwaltungsrecht der
Kommunen. Subsidiarität ist daher immer in diesem Zu-
sammenhang zu sehen.

Zum Begriff der Subsidiarität gibt es einige eher abstrakte
Definitionen. Der ursprünglich aus der katholischen Sozi-
allehre stammende Begriff beschreibt u. a. das Verhältnis
von Staat und Gesellschaft. Er meint, dass die größere
Einheit nur eingreifen soll, wenn die kleinere nicht aus ei-
genen Kräften zur Erfüllung ihrer Aufgaben in der Lage
ist. Das heißt aber auch, dass der Staat die notwendige
Unterstützung leisten muss, um dem Einzelnen die Mög-
lichkeit zu geben, seine Kräfte zu entfalten und seine
Ziele zu erreichen. Mit anderen Worten: Es besteht eine
Pflicht des Staates, die Voraussetzungen zu schaffen, die
notwendig sind, damit die kleinere Einheit in der Lage ist,
ihre Aufgaben selbstverantwortlich wahrzunehmen.

Konkret bedeutet dies z. B. für die Jugendhilfe (in Anleh-
nung an eine grundlegende Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts von 1967), dass durch den koordinierten
Einsatz öffentlicher und privater Anstrengungen der
größtmögliche Erfolg erzielt werden soll. Es gibt demge-
mäß einen begrenzten Vorrang der freien Träger vor eige-
nen Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe (§ 4 Absatz

2 SGB VIII). Dennoch hat der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe die Gesamtverantwortung einschließlich der
Planungsverantwortung für die Erfüllung der Aufgaben
(§§ 79,80 SGB VIII). Dabei besteht ein eindeutiger Funkti-
onsschutz der freien Jugendhilfe, soweit es sich um nach
fachlichen Standards geeignete Einrichtungen handelt.
Auch ist bei der Planung auf eine dem § 3 Absatz 1 SGB
VIII entsprechende Pluralität des Angebots zu achten.
Dass all dies nur in partnerschaftlicher Zusammenarbeit
vernünftig geschehen kann, liegt auf der Hand. § 4 Absatz
1 SGB VIII verpflichtet dabei den öffentlichen Träger zur
Achtung der Selbständigkeit der freien Jugendhilfe und 
§ 4 Absatz 3 in Verbindung mit § 74 SGB VIII zur Förde-
rung inklusive der finanziellen Förderung. Nicht zu ver-
gessen ist in diesem Zusammenhang die nach § 78 SGB
VIII verpflichtende Abstimmung von geplanten Maßnah-
men und die zunehmend wichtiger werdende Betroffe-
nenorientierung und -beteiligung (§§ 74 Absatz 4 und 80
Absatz 4 SGB VIII).<
Stand 24.01.2013
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E ine Auseinandersetzung mit „Subsidiarität“ als
Konzept muss mit großer Sorgfalt behandelt wer-
den, da sie vom politischen, ökonomischen, sozia-

len und religiösen Umfeld abhängt.

Ich spreche vom Libanon, in dem ich lebe, der diese Idee
seit jeher und in allen Bereichen verwirklicht. Ist der Liba-
non deshalb ein Beispiel für Demokratie, ein Beispiel dem
es zu folgen gilt? Ganz im Gegenteil. Subsidiarität wirkt
sich hier so aus, dass die Ausübung staatlicher Rechte und
Pflichten gar verhindert wird, in einigen Fällen nicht exi-
tent ist. Apropros Libanon: vielleicht ist der Begriff der
Subsidiarität für uns oder die internationale Diskussion
nicht der bestgeeignete, da Subsidiarität eine Delegation
oder Übertragung von hoheitlicher Autorität auf eine klei-
nere Einheit impliziert. Wir müssten über das Prinzip der
Übertragung staatlicher Aufgaben sprechen, wobei letzte-
rer nur das Prinzip billigt.

Um diese Situation zu veranschaulichen hier ein Beispiel:
die persönliche Situation der libanesischen Staatsbürger-
_innen und das kulturelle Leben im Libanon. Im Libanon,
einem Land mit vier Millionen Einwohner_innen leben
Menschen aus 18 verschiedenen Religionsgemeinschaf-
ten. Die gefundene Strategie zur Lösung der persönlichen
Statusfragen – und diese sind vielschichtig (Heirat, Able-
ben, Testament, ...) – besteht darin, diese Aufgaben auf
religiöse Körperschaften zu übertragen, wobei der Staat
die Entscheidungen religiöser Gerichte zu billigen hat.

Können wir hierbei von Subsidiarität sprechen, die bedeu-
tet, dass dieser Entscheidungsträger effektiver ist als das
Handeln der machtgewährenden Institution? Die Macht-
übertragung an Religionsgemeinschaften bedeutet einen
Machtzufluss, der Nichts mehr mit dem Glauben an sich
zu tun hat. Der sich entmachtet fühlende Staat tritt
schließlich zu Gunsten von mehreren Religionsgemein-
schaften von immer mehr seiner Aufgaben zurück. Und
Bildung – insbesondere Diplomstudiengänge – Gesund-
heitswesen und Krankenhäuser werden zu Aufgaben von
Religionsgemeinschaften, der Staat als Wettbewerber
spielt eine untergeordnete, schwache Rolle und dient nur
als Anbieter von Subventionen. Der einzige Vorteil dieses
Systems liegt in der Tatsache, dass die Verantwortung für
das Wohlergehen der Bevölkerung auf eine große Anzahl
von Spieler_innen verteilt wird, was die Probleme abfe-
dert.

Das kulturelle Leben ist frei von der Bevormundung durch
den Staat und die Religionsgemeinschaften. Interessan-
terweise ist dies das Ergebnis der Arbeit von hunderten
privater Kultureinrichtungen über viele Generationen,
lange bevor es gemeinnützige Organisationen (NGOs)
gab. Es handelt sich hiermit um die Übertragung staatli-
cher Aufgaben und nicht um die Übertragung der Staats-
gewalt an diese Institutionen. Tatsächlich sind diese
Einrichtungen besorgt der Staat könnte versuchen sich
einzumischen oder zu bestimmen. Diese privaten Institu-
tionen haben es geschafft sich zu befreien, weil es durch
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Mäzenatentum und die Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
lang, ihre Finanzierung zu sichern. In diesem Bereich
könnten wir vom Erfolg Libanons sprechen.

Letztlich hat das Prinzip der Subsidiarität in all den de-
mokratischen Ländern eine Berechtigung, die ihren Bür-
ger_innen akzeptable Lebensverhältnisse bietet. Tat-  
sächlich ist der  Staat in Entwicklungsländern vergleichs-
weise schwach. Die Gründe sind vielfältig. Diese Länder
haben vor kurzem die Unabhängigkeit erhalten, oft stim-
men ihre Grenzen nicht mit der Geschichte überein und
selbst wenn diese geografisch zusammenfallen, gibt es
nichts, weder Elite noch politische Kultur, aber zur glei-
chen Zeit sind diese Länder mehr und mehr offen für die
(Welt-) Bevölkerung und ihre Menschen, die oft jung und
ungeduldig sind.

Die Schwäche des Staates führt dazu, dass indigene Grup-
pen und manchmal dem Staat fremde Gruppen diesen er-
setzen und versetzt ihn in eine Position, aus der heraus er
seine Rechte zurückgewinnen muss, bevor er diese dele-
gieren kann.< Stand 18.01.2013
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„Das Recht auf Partizipation wie die Pflicht der Hilfe zur
Selbsthilfe, die als die beiden Seiten echter Subsidiarität aufei-
nander verwiesen sind, müssen durch institutionelle Maßnah-
men gesichert sein und dürfen nicht vom mehr oder weniger
zufälligen Wohlwollen des Staates und seiner Eliten abhän-
gen“ (Müller 1997).

D as Thema Subsidiarität begleitet mich in der politi-
schen Bildung schon lange. Dennoch habe ich es in
der Regel vernachlässigt darüber nachzudenken, was

es denn eigentlich in diesem Kontext bedeutet bzw. bedeuten
sollte. Einen wichtigen inhaltlichen Impuls zum Begriff der
Subsidiarität verdanke ich den besuchten Vorlesungen zum
Thema globale „Entwicklungszusammenarbeit“. Das war auch
immer „mein“ Thema - in unterschiedlichen Facetten. Und
steht in einem engen Zusammenhang zum Thema Solidarität,
welches mir als Gewerkschafter ebenfalls immer wichtig war.
Insbesondere dann, wenn Solidarität nicht paternalistisch be-
vormundend gemeint ist, sondern beispielsweise Hilfe zur
Selbsthilfe bedeuten soll, kommt die Subsidiarität ins Spiel.
Als Prinzip meint Subsidiarität dementsprechend auch für
mich, dass „die Entfaltung der individuellen Fähigkeiten,
Selbstbestimmung und Eigenverantwortung“ angestrebt wer-
den soll (Wikipedia: Subsidiarität, 03.01.2012). Erst wenn die
eigenen Möglichkeiten erschöpft sind, können dem Subsidia-
ritätsgedanken folgend, andere bzw. übergeordnete Einhei-

ten wie etwa die Kommune, das Land - oder auch sonstige
Organisationen wie die Gewerkschaften - in Anspruch ge-
nommen werden [Diese Diskussion ist insofern auch im ge-
werkschaftlichen Kontext äußerst wichtig und zeigt sich in
der Debatte um die „Stellvertreterpolitik“, bzw. der Forde-
rung nach einem Ende derselben. Mit den Menschen sind die
Probleme zu lösen oder Erfolge zu erkämpfen - nicht für sie.
Und nur so hat die Solidarität in und mit den Gewerkschaf-
ten eine Zukunft]. Subsidiarität ist dabei nicht „mit völliger
Freiwilligkeit oder absoluter 'self-reliance' zu verwechseln,
sondern sie erfordert soziale Disziplin“ (Müller 1997, S. 161).
Eben auch einen Eigenbeitrag, wenn es möglich ist. Für mich
hat das Subsidiaritätsprinzip vor allem im demokratischen
Handeln und damit in der politischen Bildung eine große Be-
deutung, denn hier kommt es ebenfalls sehr auf das Engage-
ment der einzelnen Menschen an. Wie es umgekehrt nicht
beliebig oder willkürlich sein darf, wann Menschen eine not-
wendige Unterstützung darin bekommen.

… Partizipation und Politische Bildung

„Diese Kompetenzen existieren zugleich nicht nur innerlich
('internally'), gleichsam ohne Bezug auf das Handeln, son-
dern manifestieren sich immer im Kontext von Handlungen
und Verhalten“ (Himmelmann 2005, S. 34; Hervorhebungen
im Original).
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Politische Partizipation wünscht als Idee eine Teilnahme
möglichst vieler Menschen aus der Bevölkerung an Entschei-
dungsprozessen. Echte Subsidiarität bedeutet insofern, einen
genauen Blick auf die betroffenen Personen (-gruppen) und
ihre Alltagswelt zu werfen, um politisch nüchtern und realis-
tisch agieren zu können. Das gilt zum einen unter der Prä-
misse, dass die Beteiligung der Menschen tatsächlich möglich
ist, zum anderen, dass sie an Veränderungsprozessen bereit-
willig mitwirken. Im Umkehrschluss kann eine fehlende Par-
tizipation sehr schnell zu einer politischen Verweigerungs -
haltung führen. Insbesondere in Fragen der Umsetzung von
politischen Entscheidungen ist damit sehr schnell die lokale
Ebene, die Ebene von Familien, Communities, Gemeinden
und Kommunen gefragt. Auf dieser Ebene müssen die kon-
kreten Weichenstellungen politischer (Groß-) Projekte wirk-
sam werden. Gerade große und überregionale Moderni -
sierungsanstöße müssen an dieser Stelle anschlussfähig sein,
andernfalls werden sie Widerstand auslösen. Partizipation er-
fordert jedoch immer Menschen, die auch partizipieren wol-
len.

Kompetenzen, Fähigkeiten oder auch Befähigungen zur Par-
tizipation: Damit Menschen partizipieren und ihren Anteil an
der Gesellschaft vollumfänglich bekommen können, müssen
sie entsprechend befähigt werden. Eine Befähigung in diesem
Sinne meint auch die eigene Bereitschaft, weist ein Wollen
auf. Kompetenzen und die Bereitschaft (das Wollen) zu einer
politischen Partizipation entwickeln sich im Mikrokosmos
der Lebenswelt der Betroffenen. Dort wo sie agieren und han-
deln können und die Ergebnisse auch sichtbar werden. Wo sie
im Zweifel erfahren, dass sie mit ihren Anliegen ernst ge-
nommen werden. Das politische Lernen im Sinne einer Refle-
xion auf das eigene Handeln und seine Folgen für die
Gemeinschaft muss deshalb subsidiär passieren, damit es die

Chance gibt, tatsächlich etwas durch das eigene Handeln be-
wirken zu können. Ernst genommen werden heißt auf der
subsidiären Ebene aber auch, dass es Anforderungen an das
eigene Handeln im Sinne einer gemeinschaftlichen Betäti-
gung gibt. Nur über eine echte Subsidiarität, quasi als Weg
oder Prozess verstanden, können schließlich die eigenen Ein-
stellungen, Wertvorstellungen und politischen Handlungs-
weisen nachhaltig verändert werden. Und damit
Partizipation und Politische Bildung ermöglicht.<
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E inige werden die Großplakate gesehen haben: Enga-
gement Global unterstützt das entwicklungspoliti-
sche Engagement von Einzelnen, Gruppen und

Städten ... Ein Spendenkonto ist nicht angegeben, logisch,
denn das Plakat ist Eigenwerbung für diese neue Institution
innerhalb des umstrukturierten Bundesministeriums für
Entwicklung (BMZ), einem Ministerium, das der jetzige
Amtsinhaber, Minister Niebel*, (FDP) im vorhergehenden
Wahlkampf abschaffen wollte.

Subsidiarität steht für folgende politische, wirtschaftliche
und gesellschaftliche Maxime: Selbstbestimmung und Ei-
genverantwortung steht an erster Stelle. Subsidiarität will
die individuellen Fähigkeiten der Menschen fördern. Das ist
die Umsetzung des Konzepts des „mündigen Bürgers“. Zum
Prinzip der Subsidiarität gehört auch, dass all das, was
selbstbestimmt unternommen werden kann, von Einrich-
tungen der Zivilgesellschaft oder der untersten Ebene einer
Organisationsform geleistet wird. Dieses Subsidiaritätsprin-
zip ist ein wichtiges Konzept in föderativen Staaten wie die
Bundesrepublik Deutschland. Und somit ist z. B. die Förde-
rung von zivilgesellschaftlichen Netzwerken, auch im Eine
Welt Bereich eine angemessene Umsetzung des Subsidiari-
tätsprinzips und keine „Gnade von oben“. Es ist natürlich le-
gitim zu fragen, ob diese zivilgesellschaftlichen Strukturen
fachlich gut sind und einigermaßen repräsentativ sind. Das
ist in Bayern und München der Fall. So sind aktuell Struktu-
ren, die sich innerhalb der entwicklungspolitischen Struktu-
ren breit machen, gegen diese Staatsmaxime gerichtet.

Jetzt lobt das BMZ mit den neuen Strukturen Engagement
Global, die GIZ etc. z.B. das entwicklungspolitische Engage-
ment der Städte und Gemeinden. Es gibt aber dafür keinen
Haushaltstitel mit einer Summe. Was es geben soll, dass die

sog. Servicestelle Kommunen in der einen Welt – SKEW –
über 20 neue Planstellen bekommt, wofür, das fragt man
sich.

Schauen wir uns einige Beispiele aus der Praxis an

Das Eine Welt Netzwerk Bayern, (EWNB) mit über 129 Mit-
gliedsgruppen und einem sehr hohen Wissens- und Praxis-
stand, sah sich auf einmal mit der Situation konfrontiert,
dass Engagement Global in Stuttgart ein dezentrales Büro
zur Unterstützung des entwicklungs polit ischen Engage-
ments für die Länder Baden-Württemberg und Bayern ein-
richtete. Was hat das mit dem Subsidiaritätsprinzip zu tun,
wenn es in den beiden Bundesländern gut funktionierende
Eine Welt Netzwerke gibt? Entsprechend klar fiel die Kritik
des Eine Welt Netzwerkes Bayern aus: 

„Das EWNB e.V. hat – entgegen mehrfachen Ankündigun-
gen des BMZ ... keinerlei Informationen über Stellenaus-
schreibungen, Ansiedlung der neuen Struktur oder
Aufgabenbeschreibung der für Bayern mit zuständigen de-
zentralen Struktur von Engagement Global in Stuttgart er-
halten. Auch die Eröffnung der dezentralen Stelle in
Stuttgart am 8.10.2012 konnte die Sinnhaftigkeit der
neuen dezentralen Struktur nicht aufzeigen. Mehr als acht
Monate nach Eröffnung konnte Engagement Global keine
Auskunft über seine künftige Strategie vorlegen. Seitens des
EWNB wird großen Wert darauf gelegt, dass die neue staat-
liche Struktur das Subsidiaritätsprinzip achtet. Es besteht
weiterhin der Eindruck, dass eine staatliche Doppelstruktur
aufgebaut wird. Die weiter voranschreitende Verstaatli-
chung der Eine-Welt-Arbeit wird staunend zur Kenntnis ge-
nommen“. Wenn die Wirklichkeit so ist, hätte man sich die
aufwendige Plakatierungsaktion doch sparen können.
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Anders in München

Dass es anders geht, zeigt z. B. München. Hier wird durch
die städtischen Institutionen das Eine-Welt-Engagement
der Zivilgesellschaft bewusst gefördert. Einige kurze Bei-
spiele sollen das verdeutlichen, gemäß dem Motto: Global
denken – lokal handeln.

Die Förderung des lokalen Eine-Welt-Dachverbandes in
München, des Nord Süd Forum München e. V. (mit 65 Mit-
gliedsgruppen) durch die Stadt (Kulturreferat) ist zu nen-
nen, wie die Kooperation von Stadt und Zivilgesellschaft
innerhalb der Städtepartnerschaft München-Harare (durch
das Büro 3. Bürgermeister und dort der Stelle für Interna-
tionale Angelegenheiten), die Klima-Bündnis-Partnerschaft
Münchens mit dem indigenen Volk der Asháninka im pe-
ruanischen Regenwald (durch die Fachstelle Eine Welt im
Referat für Gesundheit und Umwelt) oder dort der Bereich:
Fairer Handel der Kommune, oder die Förderung größerer
Veranstaltungen oder, dass die Stadtratskommission für
Kommunale Entwicklungszusammenarbeit durch einen Bei-
rat aus der Zivilgesellschaft beraten wird ... Man sieht, wenn
man politisch und strukturell will, kann auch im Eine Welt
Bereich das Prinzip der Subsidiarität gut umgesetzt werden.

Und, man darf ja nicht vergessen, dass sowohl Zuschüsse an
zivilgesellschaftlich engagierte und effektiv arbeitende Ini-
tiativen, wie auch Planstellen und Parallelstrukturen durch
staatliche Stellen aus unseren Steuergeldern stammen und
nicht aus dem Geldbeutel des jeweils zuständigen
Ministers.  <
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G eschichtlich gesehen ist Frankreich ein zentralisti-
sches Land, in dem politische Entscheidungen in
und von Paris getroffen werden. 1981 und 1982

wurde mittels einer Reihe von Gesetzen unter der neuen
sozialistischen Regierungsgewalt eine Dezentralisierung
initiiert. Verschiedene territoriale Ebenen erhielten eine
Reihe von Befugnissen; die Regionalverwaltungen (22),
die Generaldirektionen (100) und die Gemeinden (mehr
als 36.000). Zum Beispiel sind im Bereich der formellen
Bildung die Regionen für die Gymnasien, die Landkreise
für die Realschulen und die Städte für die Grundschulen
verantwortlich. Gleichzeitig behält der Staat die Hoheit
über die Unterrichtsinhalte. Allerdings – und das zeigt das

Misstrauen des Staates vis-a-vis der Dezentralisierung –
hat der Staat in jeder Region und für jede Richtlinie Ver-
waltungsorgane installiert, die die richtige Umsetzung der
Dezentralisierung durch die regionalen Verwaltungen
überwachen. Der Staat hat sogar die Macht, die Entschei-
dungen der regionalen Verwaltungen zu zensieren oder
unter seine Entscheidungshoheit zu stellen.

Tatsächlich herrscht bei der öffentlichen Staatsverwal-
tung das vom Zentrum ausgehende „top down“-Prinzip,
das sich durch jede Ebene der lokalen Politik durchzieht.
Dieser Trend wird in der Schaffung neuer Verwaltungs-
strukturen sichtbar, beispielsweise in den Metropolregio-
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nen, die verschiedene Städte einschließen, ohne Berüh-
rungspunkte mit den existierenden Verwaltungen zu
haben. In diesem Zusammenhang hat die Zivilgesell-
schaft, vertreten vor allem durch hunderttausende Orga-
nisationen, praktisch keine rechtliche Vertretung in
politischen und öffentlichen Entscheidungen. Manchmal
wird sie in Entscheidungsprozesse eingebunden, aber fast
immer nur in einer beratenden Funktion. Um beim Bei-
spiel der Bildung zu bleiben ist festzustellen, dass es zahl-
reiche Verbände von Lehrer_innen gibt, von Eltern, von
Schulleiter_innen und sogar von Schüler_innen, die nur
dann befragt und gehört werden, wenn sie auf die Straße
gehen.

Allerdings fällen nur die politischen Organe Entscheidun-
gen und sind dafür verantwortlich. In Frankreich stützt
man sich auf das Prinzip der Delegation im Rahmen de-
mokratischer Wahlen. Die Bürger wählen regelmäßig und
durch diese Abstimmung übertragen sie ihre Entschei-
dungsbefugnisse auf ihre gewählte Vertretung. Mit Aus-
nahme des öffentlichen Dienstes (wenn eine Verwaltung
ihre wahrzunehmenden Aufgaben auf eine andere öffent-
liche oder private Organisation überträgt) wird das Prin-
zip der Subsidiarität durch Gesetze stark eingeschränkt
und erreicht niemals die Zivilgesellschaft.

Im Falle der Kultur ist die Situation in Frankreich sogar
noch schlimmer. Mit Ausnahme von wenigen kulturellen
Einrichtungen – wie bestimmten Bibliotheken, die in der
Verantwortung von Gemeinden liegen – wurde keine Ent-
scheidungshoheit im kulturellen Bereich auf die Regional-
verwaltungen oder Landkreise übertragen. Letztere
unterstützen trotzdem Kunst und Kultur in ihrem jeweili-
gen Hoheitsgebiet, aber freiwillig und ohne jede Verpflich-

tung. Heute werden 50% der Kosten für Kultur von loka-
len Behörden bestritten (die Ausgaben der deutschen
Bundesregierung liegen bei nur 7%). Diese freiwilligen
Leistungen können jeden Moment gestoppt werden. Dies
bedeutet, dass diese Förderungen vollkommen im Ermes-
sen lokaler Politiker_innen liegen. Sie können die eine Or-
ganisation unterstützen, die andere nicht, Unterstützung
von einem Tag auf den anderen stoppen, egal mit welcher
guten oder schlechten Begründung, ohne dass irgendje-
mand widersprechen kann. Deshalb hat sich der Staat die
Kulturhoheit erhalten, aber seit über 20 Jahren mit
immer weniger Mitteln. Die regionalen und lokalen Be-
hörden haben allmählich den Staat ersetzt, um das künst-
lerische und kulturelle Leben zu erhalten, aber mit den
oben beschriebenen Gefahren. Politiker_innen haben die
absolute Macht über „Leben und Tod“ kultureller Organi-
sationen, nicht immer mit der Kompetenz, deren Kreati-
vität zu beurteilen und die Auswirkungen ihrer
Entscheidungen absehen zu können. Dies erklärt auch die
Probleme bei der Unterstützung experimenteller und in-
novativer künstlerischer Praktiken. Tatsächlich sehen sich
die Kommunalpolitiker_innen im direkten und täglichen
Kontakt mit ihren Wähler_innen manchmal Schwierigkei-
ten ausgesetzt, ihre unpopulären Entscheidungen der lo-
kalen Öffentlich zu vermitteln.

Die Kulturvereine in Frankreich repräsentieren 20% der
1,1 Millionen NGOs aber sie haben keinerlei reelle Macht.
Sie sind nur Werkzeuge die es erlauben, die von Entschei-
dungsträgern bestimmte Kulturpolitik am Leben zu erhal-
ten. Das einzige Mal, dass sie sich Gehör verschaffen
konnten, war 2003. Die Regierung wollte den sozialversi-
cherungsrechtlichen Status der „intermittents du specta-
cle“ (ähnlich dem dt. Gesetz zur Künstlerso zialver sicher-
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ung, Anm. d. R.) umfassend überprüfen. Daraufhin haben
sich die Künstler_innen zu einem Generalstreik ent-
schlossen, der dafür sorgte, dass einige namhafte Festi-
vals – wie das Theaterfestival von Avignon oder das
Literaturfestival von Aix-en-Provence – ausfielen. Die Re-
gierenden realisierten plötzlich die ökonomische Bedeu-
tung dieser Veranstaltungen und die Kraft dieser sozialen
Bewegung. Die Regierung zog daraufhin das Projekt zu-
rück. Aber dieses Beispiel ist einmalig und hat in keiner
Weise dazu beigetragen, den rechtlichen Rahmen der Ent-
scheidungsfindung zu verändern.

In Frankreich ist das Prinzip der Subsidiarität – bezogen
auf die Welt der Kultur – vor der Tür der Regierenden ste-
hen geblieben.<

Frédéric Jambu
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W enn man in die strukturelle Diskussion von
formaler Bildung einsteigt, wird das Subsidiari-
tätsprinzip, welches besagt, dass eine Aufgabe

möglichst von der kleinsten „zuständigen“ Einheit über-
nommen werden soll und übergeordnete Einheiten nur
dann eingreifen sollen, wenn die unteren Einheiten es
nicht können, gerade von der Sonderpädagogik schnell als
eine Voraussetzung für Inklusion ausgemacht.

Im etablierten Schulsystem gibt es derzeit keine Verläss-
lichkeit auf integrative Angebote. Ob es solche Angebote
überhaupt gibt, scheint vom Zufall und Wohnort abhän-
gig. Inklusion im Schulbetrieb braucht nach Meinung der
Experten_innen subsidiäre Sonderpädagogik auf eigen-
ständiger konzeptioneller Grundlage, die sich von der
etablierten, stationären Sonder(schul)pädagogik emanzi-
piert. Auf politischer Ebene wird seit einiger Zeit die Ge-
setzesinitiative „große Lösung“ zur Eingliederung für
Kinder mit Behinderung diskutiert. Die Idee geht von der
Prämisse aus, der Inklusion stehe zunächst das - insbe-
sondere auch aus historischen Gründen - hochgegliederte
Sozialleistungssystem in Deutschland im Wege. Die große
Lösung bedeutet nun die Zusammenführung aller Kinder

und Jugendlichen ohne Unterscheidung nach Behinde-
rung und Erziehungsschwierigkeiten im Leistungssystem
Kinder- und Jugendhilfe SGB VIII und wird in der Fach-
welt seit einigen Jahren diskutiert. Die Kinderkommis-
sion des Bundestages befürwortet eine möglichst rasche
Umsetzung der erarbeiteten Vorschläge.

Wenn man sich die Ergebnisse, die es hierzulande mo-
mentan bereits in der Praxis gibt, genauer betrachtet,
drängt sich einem der Eindruck einer neuen Gefahr auf.
Vor lauter Begeisterung am Bündeln der Maßnahmen,
wird übersehen, dass die neuen Förderzentren eigentlich
wieder eine Form von Sondereinrichtungen werden. Viel-
leicht lässt sich der Faden entwirren, wenn man den bei-
den Begriffen auf den Grund geht: Das Subsi diaritäts  -
prinzip setzt auf die Entfaltung der individuellen Fähig-
keiten, der Selbstbestimmung und Selbstverantwortung.
Das Wort „subsidiär“ ist lateinischen Ursprungs und be-
deutet übersetzt „unterstützend“ oder „ersatzweise ein-
tretend“. Hinter dem Subsidiaritätsprinzip steht, gerade
im liberalen Denken, auch ein klares Menschenbild: Das
des eigenverantwortlichen Individuums.
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Einige Überlegungen zu 

Inklusion und Subsidiaritätsprinzip 

in der Bildungsdebatte



Der Begriff der Inklusion (includere: beinhalten, einschlie-
ßen) ergibt sich aus der Auffassung, dass eine Gesellschaft
aus Individuen besteht, die sich alle mehr oder weniger
unterscheiden. Inklusion will die Veränderung bestehen-
der Strukturen und Auffassungen dahingehend, dass die
Unterschiedlichkeit der einzelnen Menschen die Normali-
tät ist. Die Verschiedenheit der Menschen und deren Po-
tential für die Gesellschaft und den Einzelnen stehen bei

der daraus resultierenden Pädagogik der Vielfalt im Mit-
telpunkt. Nach den Ideen von Pädagogik der Vielfalt ar-
beiten, bedeutet zunächst: sensibel machen für die
Existenz von Verschiedenheit und aufmerksam machen
für dessen Potential. Daraus ergibt sich automatisch der
legitime Anspruch des Einzelnen, als eigenverantwortli-
ches Individuum akzeptiert zu werden, wo immer es geht
und nur da „ersatzweise – subsidiär“ unterstützt zu wer-
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den, wo er tatsächlich allein nicht mehr weiterkommt. So
wird im Sinne einer inklusiven Haltung die Bereitschaft
möglich, jeden Menschen in seiner Einmaligkeit anzuer-
kennen und wertzuschätzen.

Bei unseren Überlegungen zu Bildung gehen wir von
einem erweiterten Bildungsbegriff aus – Bildung als
Selbstbildung. 

„Noch nie hat ein Mensch einen anderen verändert, son-
dern ein Mensch verändert sich selbst unter bestimmten
Einflüssen, um zu überleben“ (O. Speck)

Ein erweiterter Bildungsbegriff bezieht sich folglich auf
die Lebenswelt der Subjekte, fasst Bildung als Selbstbil-
dung, arbeitet mit einem ganzheitlichen Ansatz und er-
mutigt zu eigenem kulturellen Tun.

Das inklusive Bildungsideal ist ein System, in dem alle
einen gemeinsamen Prozess erleben und wahrnehmen, in
dem jede_r Einzelne seinen/ihren sicheren Platz hat und
somit eine Teilnahme für alle gewährleistet ist, nach der
Maxime „Es ist normal, verschieden zu sein.“ (R. v. Weiz-
äcker).

Das Ergebnis dieses Gedankenspiels ist eine Utopie, die
wir hier bewusst provokativ formulieren: Da unser forma-
les Bildungssystem ganz offensichtlich auf dem Weg zur
echten Inklusion noch eine weite Strecke zurücklegen
muss, kommt den non formalen Angeboten, beispiels-
weise der kulturellen Bildung mit ihrem Anspruch, allen
Menschen eine Teilhabe am kulturellen Leben der Gesell-
schaft zu erschließen, eine neue Bedeutung zu. Man kann
unter kultureller Bildung das lebenslange individuelle Ler-

nen verstehen, das den Menschen von jung bis alt überall,
sowohl innerhalb wie außerhalb von Bildungseinrichtun-
gen, sowohl privat als auch öffentlich begleitet. Kulturelle
Bildungsarbeit findet nicht nur in Einrichtungen und Pro-
jekten statt, die auf Kulturpädagogik spezialisiert sind.
Wichtige Paradigmen sind Freiwilligkeit, Fehlerfreund-
lichkeit und Subjektorientierung. Die Erfahrungen, die
hier – befreit vom Zwang des messbaren Erfolges und der
Bildungsauslese – in kleinen, subsidiär arbeitenden, diffe-
renzierten Angebotsformen gemacht werden, können
durch Vernetzung mit den formalen Bildungsangeboten,
wie sich in unseren Tagen immer mehr entwickeln, rück-
übertragen werden und das ganze System nachhaltig be-
einflussen in Richtung echter Inklusion.<

Quellen:
ECHO e.V. - Spielregelwerk; Institut für Qualitätsentwicklung in Schleswig Holstein;

Gabler Wirtschaftslexikon; Ganztagsbildung gemeinsam gestalten – 2. Ganztagsbil-

dungskongress der LHM
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F ür mich als Zeuge von mehr als 30 Jahren Entwick-
lung im kulturellen Sektor in Frankreich besteht das
Hauptproblem noch immer: der Zugang der Arbei-

terschicht zu kulturellen Angeboten. Ob in Montbillard
mit den Werksarbeiter_innen von Peugeot, im Kohlebe-
cken von Lothringen mit den Kumpels, in Straßburg mit
den Bewohner_innen von Arbeitervierteln, ich habe
immer versucht, diese ausgeschlossenen Bürger_innen
einzubeziehen, ihnen einen Weg zu öffnen, der eine neue,
eine andere Konzeption der kulturellen Aktion verfolgt.
Seit 50 Jahren stützt sich die Kultur in Frankreich auf
einen Triptichon: Produktion, Vermarktung, Präsenta-
tion. Produktion und Vermarktung haben eine exponen-
tielle Wachstumsphase erlebt, wo hingegen von der
Präsentation meistens nur die Absolvent_innen der Uni-
versitäten, das Bildungsbürgertum profitiert.

Kultur wurde zunächst vom Kulturministerium in Paris
unterstützt, dann übernahmen Städte, Landkreise und
Regionalverwaltungen die Finanzierung von Produktion
und Vermarktung mit dem 2,5-fachen Fördervolumen des
Kulturministeriums.

In Frankreich sind die meisten Kultureinrichtungen als
Verbände organisiert mit Vertreter_innen der öffentli-
chen Verwaltung im Vorstand. In den vergangenen zehn
Jahren konnten wir ein neues Phänomen beobachten.
Städte, Landkreise und Regionen greifen direkt in den
kulturellen Bereich ein durch die Organisation eigener
künstlerischer Aktivitäten und auf Kosten der Verbände.

Marketing, Imagewerbung, Konkurrenz mit anderen
Städten und Regionen sind die Hauptgründe dafür. Aber
diese Einmischung beschränkt sich auf herausragende
„Großprojekte“ wie Museen, wichtige Ausstellungen, Fes-
tivals, die für die Imagewerbung Vorteile versprechen.
In jedem Fall, ob durch Förderung von Kulturverbänden
oder durch direkte Intervention, beherrscht die politische
Macht den Kultursektor frei nach dem alten Sprichwort
„wer zahlt schafft an.“<
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F ormen der Selbstorganisation, wo auch immer in
der Gesellschaft, beinhalten produktive und inhalt-
liche Willensbekundungen der sich organisierenden

Personen und damit potenziell Richtung weisende For-
men von Basisdemokratie. Sie enthalten stets zweierlei:
den Anspruch auf Selbstbestimmung und Mitbestim-
mung sowie inhaltliche Zielangaben. Selbsthilfeinitiativen
sind in ihren Variationen Formen der Basisdemokratie im
Gesundheits- und Sozialbereich; sie konnten im Laufe von
sechs Jahrzehnten maßgeblich zur Demokratisierung und
innovativen Qualifizierung des Gesundheits- und Sozial-
bereichs beitragen.

Nach der Auflösung bzw. Gleichschaltung von selbst orga-
nisierten Gruppen/Organisationen während der NS-Zeit
hat sich danach ein differenziertes Spektrum solcher
Gruppen entwickelt: Zuerst bildeten sich primär im Ge-
sundheitsbereich ab 1947 Selbsthilfegruppen, in denen
Betroffene als Ergebnisse ihrer auf Gegenseitigkeit auf-
bauenden Kommunikationsprozess selbsthilfespezifische,
nicht professionalisierbare Leistungen erarbeiteten, z. B.
psychische Stabilisierung, konkrete Hilfen für ein Leben
mit chronischen Krankheiten/Behinderungen und auch
für den Umgang mit Professionellen. Indikationsbezogene
Selbsthilfeorganisationen verbesserten mittels der – ge-
sellschaftsüblichen – Methode der Lobbyarbeit kontinu-

ierlich die rechtlichen Leistungsansprüche und damit die
Lebenslage der Betroffenen. Deshalb bezeichne ich diese
Gruppen als traditionell.

Im Kontext der Studentenbewegung haben sich ab 1970
zwar auch im Gesundheitsbereich, aber insbesondere im
Sozialbereich zahlreiche alternative Selbsthilfegruppen
und alternative selbst organisierte Projekte (insgesamt
weit über 5000) entwickelt. Mit dem Wort alternativ be-
zeichne ich diese Gruppen, weil sie die professionelle Ar-
beit in Theorie und Praxis frontal angriffen und
grundsätzlich verändern wollten. Sie kritisierten die hie-
rarchischen Strukturen, die (rechtlich abgesicherte) All-
macht der Fachkräfte und die Entpersönlichung der
betroffenen Menschen (Patienten/Klienten); sie übernah-
men – wie übrigens auch die anderen sozialen Bewegun-
gen – die Programmatik der Studentenbewegung und
forderten für Patienten/Klienten Selbstbestimmung, Mit-
bestimmung und Mitwirkung ein. Und: die alternativen
Gruppen setzten ihre Leitvorstellungen auch erfolgreich
und modellhaft in ihren Projekten mit bewundernswer-
tem Engagement um. Auch damals wurde bereits der viel-
fache Missbrauch in Einrichtungen angeprangert, aber tot
geschwiegen.
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Sowohl die traditionellen als auch die alternativen Selbst-
hilfeinitiativen blieben nicht in den ihnen zugedachten
Gruppenghettos. Wie die anderen sozialen Bewegungen
in ihren Gegenstandsbereichen so haben die Selbsthilfe-
initiativen den Gesundheits- und Sozialbereich auf der
Handlungsebene durch ihre inhaltlichen, feldbezogenen
Innovationen und auf der gesellschaftlichen Ebene durch
die Durchsetzung von Selbstbestimmungs-, Mitbestim-
mungs- und Mitwirkungsrechten nachhaltig verändert
(seit dem KJHG 1991). Anders ausgedrückt: Die Arbeit in
den diversen Gruppenformen hat eine die Gruppen über-
schreitende bis in die Gesellschaft hineinreichende Dyna-
mik entfaltet und grundlegende Reformen auf der
Handlungs- und der Rechtsebene bewirkt. Die weit über-
wiegende Mehrzahl der Fachkräfte und die meisten Ver-
bände im Gesundheits- und Sozialbereich wollten
insbesondere mit den selbst organisierten alternativen
„Schmuddelkindern“, die sie als Einschränkung und Be-
drohung empfanden, nichts zu tun haben. Auch die meis-
ten Ausbildungsstätten ignorierten dieses facettenreiche
Lernfeld Selbstorganisation, zum Teil bis heute. Viele
Wissenschaftler, aber auch öffentliche Institutionen, ins-
besondere die Bundesregierung erkannten jedoch die in
den Selbsthilfeinitiativen und ihren Innovationen
schlummernden Potenziale; letztere sorgte schließlich auf
der Grundlage des achten Jugendberichts 1991 mit dem
KJHG und von da an in der weiteren Ausgestaltung des
Sozialgesetzbuches für die erforderlichen rechtlichen
Grundlagen. Wesentliche Teile der Basisarbeit der Grup-
pen sind also durch Transformationsprozesse auf Dauer
in die Strukturen der Gesellschaft eingegangen. Das Er-
gebnis der Arbeit der Selbsthilfeinitiativen fasse ich fol-
gendermaßen zusammen:

„Die Selbsthilfezusammenschlüsse stellen die Leitbilder
Selbstbestimmung, Mitbestimmung und Mitwirkung
sowie die Fähigkeiten der von gesundheitlichen und/oder
sozialen Problemen Betroffenen in den Mittelpunkt ihrer
Arbeit; auf dieser Grundlage haben sie zusätzlich zu den
für ihre Teilnehmerinnen und Teilnehmer erbrachten Ver-
besserungen der Lebenslagen mit ihrem Betroffenenwis-
sen für andere Betroffene durch Erfahrung bewährte
Ratschläge bzw. Empfehlungen verfügbar gemacht und
primär im Sozialbereich grundlegende teils feldspezifische
teils Feld übergreifende Handlungsansätze entwickelt, die
inzwischen aus grundsätzlichen Erwägungen und wegen
ihrer Wirksamkeit in das methodische Standardrepertoire
eingegangen sind.

Mit diesen Leistungen haben die Selbsthilfezusammen-
schlüsse als die treibenden Kräfte entscheidend zur De-
mokratisierung und Modernisierung des Sozial- und
Gesundheitsbereichs beigetragen. Der Gesetzgeber hat
sich die Forderungen der Selbsthilfezusammenschlüsse –
Selbstbestimmung, Mitbestimmung und Mitwirkung in
sozialen und gesundheitlichen Fragen – auch aufgrund
der hierzu einschlägigen Fachliteratur zu eigen gemacht;
er hat die Förderung von Selbsthilfegruppen als Sollnorm
einerseits und Selbstbestimmung, Mitbestimmung und
Mitwirkung als Rechte der Patienten/Nutzer sowie als
verbindliche Vorgaben für Fachkräfte andererseits im So-
zialgesetzbuch verankert – zu wesentlichen Teilen zu-
nächst gegen den Willen und den passiven Widerstand
der in den Einrichtungen agierenden Fachkräfte.
Damit ist in den Rechtsnormen des Sozialgesetzbuchs
auch ein neues Paradigma für die Berufe des Sozial- und
Gesundheitsbereichs festgeschrieben, das als Balance zwi-
schen auf Fachwissen basierter professioneller Hand-

28



29

lungsvollmacht einerseits und individueller Selbstbestim-
mung, Mitbestimmung und Mitwirkung der
Patienten/Nutzer andererseits beschrieben werden kann“
(Engelhardt: Leitbild Menschenwürde – wie Selbsthilfein-
itiativen den Gesundheits- und Sozialbereich demokrati-
sieren, Campus Verlag, Frankfurt 2011, S. 15).

Letztlich ist es den Selbsthilfeinitiativen, einer winzigen
Minderheit, gelungen, ihre eigenen Handlungsgrundsätze
mithilfe der Bundesregierung als Gesetzgeber für alle ver-
bindlich zu machen. Die Bundesregierung hat auf diese
Weise mit vierzigjähriger Verspätung die individuellen
Selbstbestimmungsansprüche der Verfassung im Gesund-
heits- und Sozialbereich in geltendes Recht umgesetzt.<

Dr. Hans Dietrich Engelhardt, 
Prof. für Soziologie und soziale Arbeit i. R., Fachbereich Soziale

Arbeit der Fachhochschule München (jetzt: Fakultät für ange-

wandte Sozialwissenschaften, Hochschule München). Arbeits-

schwerpunkte: seit 1980 Selbsthilfe und Selbstorganisation

sowie Organisationsentwicklung und seit 1990 Qualitätsmana-

gement, jeweils in Lehre, Praxis und Forschung mit einschlägi-

gen Veröffentlichungen.



D ie Renaissance in Ägypten hat in der Epoche von
Mohamed Aly zwischen 1805 und 1848 stattge-
funden. Mohamed Aly hat ein neues Ägypten auf

den Ruinen des Osmanischen Reichs aufgebaut. Die
Hauptsäulen dieser Wiedergeburt waren Bildung, die sich
auch in sozialen Reformen ausdrückte, die Gründung mo-
derner Schulen und die Gründung eines zentralisierten
Staates, der bis heute besteht. Auf dieser Basis gründete
sich Ägypten als einer der am besten entwickelten Staaten
außerhalb Europas. Patriotische und demokratische ägyp-
tische Bewegungen erlangten ihre Unabhängigkeit und er-
hielten sie sich, der König dankte ab und die Arabische
Republik Ägypten wurde ausgerufen. Der erste gemein-
nützige Verein (NGO) in Ägypten wurde 1829 gegründet,
weitere folgten, manche mit kultureller oder wissen-
schaftlicher Zielsetzung, andere mit religiösem Hinter-
grund zur Fürsorge. Nach der Verfassungsgebung 1923, in
der die NGOs anerkannt wurden, hat sich deren Zahl ver-
vielfacht. Die Epoche der Liberalisierung in Ägypten zwi-
schen der Revolution von 1919 bis zur Revolution von
1952 hat zu einem Wohlstand der NGOs geführt, vor
allem bei den religiös und islamistisch ausgerichteten ca-
ritativen NGOs, aus denen auch die Muslimbruderschaft
hervorging. Die Zeit zwischen der Revolution von 1952
bis in die 90er Jahre war von einem Bruch für die Aktivi-
täten der Zivilgesellschaft gekennzeichnet, da das Regime
die Schaffung eines totalitären Systems betrieb, das jede

Bewegung außerhalb des eigenen Machtkreises monopoli-
sierte und kontrollierte, vor allem nach dem Sieg über die
Muslimbruderschaft und die Kommunisten und sogar
über den demokratischen Flügel der Revolution. Es ist
wichtig, diesen historischen Aspekt zu beleuchten, um die
Entwicklung von Subsidiarität unter den verschiedenen
Regimen – egal mit welcher ideologischen Orientierung –
zu verstehen.

Analyse

Im Moment ist die Zentralisierung ein Aspekt, der sich
auf alle Bereiche des Lebens in Ägypten auswirkt. Die Ge-
sellschaft leidet darunter auf allen Niveaus. Dies spiegelt
das diktatorische Regime wider, das Ägypten seit 60 Jah-
ren kontrolliert. In der Epoche von Mubarak standen
Recht und Verfassung im Dienste der Regierungsgewalt.
Von 1981 bis 2012 wurde Ägypten mit Notstandsgeset-
zen regiert, die weitgehende Kontrolle und die Verletzung
von Menschenrechten durch die Behörden ermöglichten.
Mehr und mehr Freiheitsrechte wurden durch strenge
Kontrolle der Polizei und der Justiz eingeschränkt. Für
die NGOs veränderte sich 2002 viel nach dem Fall von
Saad Eddin Ibrahim (verurteilt zu sieben Jahren Gefäng-
nis für Staatsgefährdung und angeklagt der Konspiration
und der Aktion gegen den Staat sowie des Betrugs) und
seiner Kollegen vom Ibn-Khaldun-Zentrum unter dem
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Vorwand der Unterschlagung und der Veruntreuung. Aber
der wahre Grund liegt darin, dass sie die demokratischen
Freiheitsrechte verteidigten, wie es auch schon Nawai El
Saadaoui und andere für die Menschenrechte getan hat-
ten, während die individuellen Freiheitsrechte ignoriert
wurden mit der Verurteilung von Homosexuellen. Somit
ist der Unterschied zwischen einem demokratischen Re-
gime und anderen, dass die Gesetzgebung für ersteres Le-
gitimation ist, während für zweitere das Ziel die
Restriktion ist. Wer sollte unter diesen Umständen eine
NGO gründen? Gründet man sie, weil man tatsächlich an
die Notwendigkeit glaubt? Entspricht dies den gesell-
schaftlichen Bedürfnissen?

Im Moment gibt es 16.800 NGOs mit 3 Millionen Mitglie-
dern in allen sozialen Wirkungsfeldern. 35% der NGOs
waren 2002 religiöse NGOs, sei es mit caritativen Zweck,
sei es mit anderen religiösen Zielen. Diese Zahl ist bemer-
kenswert und wirft die Frage auf, ob sie alle aktiv sind.
Tatsächlich übersteigt die Zahl der aktiven NGOs nicht ei-
nige hundert mit einigen tausend Mitgliedern. Spielen
diese aktiven NGOs tatsächlich eine Rolle in der Zivilge-
sellschaft? Einige NGOs finden ihren Weg trotz aller fi-
nanziellen Schwierigkeiten und tatsächlichen oder
auferlegten Einschränkungen mittels Unterstützung aus
dem Ausland. Andere sind bevorzugt und begünstigt
durch die Faktoren: Tätigkeitsdfeld und WER den Verein
leitet. In dieser Hinsicht hat die ehemalige First Lady –
Feministin genug – immer diejenigen Bewegungen unter-
stützt, die sich für die Rechte von Frauen und Kindern
einsetzten und wie es der Zufall will unterstützten die
großen internationalen Organisationen genau diese
Handlungsfelder und Projekte. Und nicht zufällig war Ma-
dame Mubarak Präsidentin all jener NGO´s, die enorme

Finanzmittel aus dem Ausland und durch Geschäftsleute
erhielten. Von 1982 bis 2010 erhielt Ägypten 1 Milliarde
US Dollar aus Europa und den Vereinigten Staaten. 
Man kann nicht leugnen, dass diese Anstrengungen
„fruchtbar” waren und so wurden Gesetze zur Förderung
von Frauen und Kindern erlassen. Erlassen schließt in
diesem Zusammenhang den ausgeübten Druck der Regie-
rungsgewalt auf das Parlament ein. Diese notwendigen
Änderungen dienten auch den Verbesserungen des Anse-
hens des Regimes in der Welt, um Geld zu erhalten. Diese
Veränderungen wurden zwar auf legislativer Ebene be-
schlossen, aber nie durch die Politiker oder durch präzise
Praxis zur Zielerreichung umgesetzt. Dieses Korruptions-
modell auf hohem Niveau diente leider als Beispiel für
nicht wenige NGOs.

Dafür ist die wirkliche Basisarbeit – deren Sinn in den
NGOs liegt – bisher nicht realisiert worden. Zum Beispiel
hat die Zahl der Straßenkinder in den letzten Jahren in
nie dagewesenem Maße zugenommen. UNICEF schätzt
deren Zahl in den Straßen Ägyptens auf 500.000 bis
1.000.000. Die Basisarbeit ist zu Gunsten der Politikshow
– die Geld bringt – marginalisiert worden. Gleichzeitig
wurde kein Versuch unterlassen, um die Zentralisierung
der Fördermittel zu sichern. Wir können also nicht be-
haupten, dass das Prinzip der Subsidiarität einen Grund-
wert bei den Behörden darstellt. Es ist klar, dass die
Bürokratie und die Zentralisierung dominieren.

Standpunkt

Wenn man die Subsidiarität als ein Mittel der NGOs zur
Demokratisierung betrachtet, betrachtet man meiner
Meinung nach das Bild verkehrt herum (zäumt man das



Pferd von hinten auf). Tatsächlich ist sie ein Ausdruck
von Demokratie und es bedarf der Freiwilligkeit der Poli-
tik zu dieser Reform.

Perspektive

Ägypten ist auf dem Weg der Veränderung. Zu Beginn der
Revolution gab es ernsthafte Gesetzgebungsvorschläge
die Freiheit der NGOs betreffend (vor allem von denjeni-
gen, die sich um Menschenrechte kümmern). Auf Grund
der Korruptionspraktiken der Ära Mubarak konnte über-
haupt nichts erreicht werden und nun, statt dass der
Staat interveniert um diese Empfehlungen zu berücksich-
tigen, wird ein restiktiveres Gestzgebungsverfahren initi-
iert (in Bezug auf Gründung, Management, Finanzab-
wicklung, Aktivitäten, Mitglieder) und durch die Regie-
rung dem Parlament vorgelegt, um mehr Zentralisierung
abzusichern.

Abschluss

Glücklicherweise gibt es Bewegungen, Institutionen,
kleine junge Firmen, neue Generationen, ein ganzes Volk
das eine neue Ära der Orientierung markiert: des Den-
kens, mit Ehrgeiz und Selbstverwaltung – und das Druck
macht zu radikalen Reformen. Unser einziger Weg.
Insofern sei mir eine kleine Überlegung erlaubt zum euro-
päischen Beispiel. Europa hat lange gekämpft und einen
hohen Preis gezahlt, um dieses hohe Entwicklungsniveau
zu ereichen und es hat diese Zivilisation erschaffen, die
auf Demokratie und Partizipation aufbaut. Tatsächlich,
wenn die Gesellschaft über lange Zeit Wohlstand und die
Früchte seiner Zivilisation genossen hat, stagniert sie und
vergisst manchmal wo sie sich hin entwickelt, vor allem

mit einer neuen Generation, die diesen Weg nicht ebnen
musste. Das ist der Moment, an dem die Dekadenz be-
ginnt. Man muss sensibel sein für die gesellschaftlichen
Probleme und sie den Bürger_innen gegenüber benennen,
um sie zu alarmieren.

Die Zivilgesellschaft sollte im Zustand ständigen Wandels
sein, um die erreichten Erträge zu erhalten.<
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A uch im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe haben
sich in den letzten Jahrzehnten grundlegende Ver-
änderungen vollzogen. Vor dem Hintergrund

knapper werdender finanzieller Ressourcen (Finanzkrise,
Überschuldung des Staates) und damit verbunden einer
größer werdenden Spreizung zwischen Reichen und
Armen in unserer Gesellschaft wurden grundlegende Ver-
änderungen im Bereich der Organisation staatlicher Hilfe-
leistungen vollzogen.

Zu den öffentlichen und freien Trägern sind private Trä-
ger hinzugekommen. Betriebswirtschaftliches Denken
und Handeln bestimmen die Angebote. Betroffene und
Hilfesuchende wurden zu „Kunden“. Träger der Jugend-
hilfe sind zu Anbietern vordefinierter Leistungen gewor-
den. Die kostengünstigsten Angebote erhalten den
Zuschlag. Das Prinzip der Subsidiarität wurde weitgehend
ausgehebelt und wird zunehmend durch das Marktprinzip
ersetzt. 

Der Kern und Grundgedanke des Subsidiaritätsprinzips
ist so verloren gegangen. Dieser Kern kann als „Stärkung
der Zivilgesellschaft“ verstanden werden. Er definiert das
Verhältnis der öffentlichen und freien Träger so, dass freie
Träger nicht nur Mitsprache und Gestaltungsraum haben
sollen, sondern dass ihnen ein (bedingter) Vorrang bei der

Erfüllung sozialer Aufgaben zukommt. Damit sind nicht
nur Aussagen über die Organisation des Sozialwesens ge-
macht, sondern auch zentrale Prinzipien einer funktionie-
renden Demokratie berührt. Wer über Subsidiarität redet,
redet deshalb über die Frage von Partizipation und die
Rolle der Zivilgesellschaft für die Erhaltung und Entwick-
lung der Demokratie. Dies betrifft nicht nur die großen
Verbände, sondern insbesondere die Vielzahl der kleinen
freien Träger.

Gründe dafür, das Subsidiaritätsprinzip nicht völlig dem
Marktprinzip zu opfern, sondern sich auf eine aktuelle
Neuinterpretation und Umsteuerung zu besinnen sind:

1. Subsidiarität stärkt Zivilgesellschaft und Demokratie
und ermöglicht Partizipation.

2. Subsidiarität schafft Voraussetzungen für gute, gelin-
gende Arbeit.

3. Subsidiarität durchbricht die Verbindung von staatli-
cher Hilfe und Kontrolle.

4. Freie Träger sind nicht nur Anbieter von Dienstleistun-
gen, sondern gleichzeitig (politische) Interessenvertreter
und Fürsprecher der Betroffenen.
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5. Freie Träger schärfen den Blick von unten auf die Pro-
bleme der Betroffenen und binden Betroffene in die Lö-
sung der anstehenden Aufgaben ein. 

6. Freie Träger fördern ehrenamtliches zivilgesellschaftli-
ches Engagement und setzen knappe Mittel optimal ein. 

7. Freie Träger tragen zur Weiterentwicklung des sozialen
Bereichs durch Innovation und Kreativität bei. 

8. Freie Träger haben eine wichtige „Frühwarnfunktion“,
indem sie durch ihre Nähe zu den Betroffenen, ihre Fähig-
keit zum Widerspruch und Protest frühzeitig auf nicht ge-
löste Probleme und neue Problemfelder aufmerksam
machen. 

9. Freie Träger haben eine wichtige Funktion zur Kon-
trolle staatlicher Einrichtungen. 

Das staatliche Hilfesystem kann es sich eigentlich nicht
leisten auf dieses Potenzial der freien Träger zu verzich-
ten. Freie Träger haben die Verantwortung dieses Poten-
zial auch zu nutzen und sichtbar zu machen. Hierzu ist
jedoch neben der notwendigen finanziellen Ausstattung
auch eine Zusammenarbeit auf Augenhöhe notwendig.
Denn zu einer funktionierenden Zivilgesellschaft gehören
u. a. Partizipation, Anerkennung verschiedener Meinun-
gen und Standpunkte, Solidarität mit den Schwächeren
und Verantwortungsübernahme für die Gemeinschaft. 
So verstandene Subsidiarität ist mehr als nur eine Ar-
beitsteilung zwischen den öffentlichen und freien Trägern
zur Optimierung von Arbeitsläufen. Sie ist Teil einer funk-
tionierenden Demokratie und eines Staates, der die
Würde des Menschen und nicht die „Kostenreduzierung“
ins Zentrum seines Handelns stellt.<
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A llein die Tatsache, dass die albanische Sprache
keine passende Definition für das „Subsidiaritäts-
prinzip” hat, obwohl alle Albaner_innen die wahre

Bedeutung eines solchen Grundsatzes erfassen können,
sollte genug sein, um anzuzeigen, wie neu dieses Konzept
des Subsidiaritätsprinzips für die noch junge albanische
Gesellschaft ist. Diese Lücke im Basiswörterbuch der alba-
nischen Sprache hat ihre Wurzeln in der Geschichte der
albanischen Politik. Aufgebaut und funktionierend nach
den Prinzipien des stalinistischen Systems, das allem ent-
gegenstand für das die Subsidiarität steht, war es bis zum
Frühjahr 1991 unmöglich, die bloße Terminologie für die-
sen Grundsatz auszusprechen. Selbst der Begriff „Partizi-
pation” bedeutete etwas völlig anderes als gesellschaft-
liche Partizipation in einer Demokratie.

Die Albaner_innen sollten den Grundsatz der Subsidiari-
tät sowie die anderen demokratischen Prinzipien erst vor
22 Jahren mit dem Wechsel des politischen Systems zu
einer Demokratie kennenlernen. Um die Schwierigkeiten
und Hindernisse zu beschreiben, die beim Aufbau der al-
banischen Demokratie in den letzten 22 Jahren auftraten
- und es gibt immer noch welche - würde eine zu lange
und bisher noch unvollständige Geschichte sein. Hinsicht-
lich unserer Angelegenheit, dem Subsidiaritätsprinzip, er-
lauben Sie mir nur ein Beispiel: Das Gesetz für die

Schaffung der Kommission zur Unterstützung der Zivilge-
sellschaft wurde 2009 vom Parlament bewilligt. Das ist
eine nationale Kommission, die aus Projekten albanischer
NGOs hervorging. Per Gesetz hat sie finanzielle Mittel in
Höhe von 1 Mio. USD auszuschütten. Gestützt auf öffent-
liche Unterlagen, kann nachvollzogen werden, dass die
Agentur nie mehr als die Hälfte der finanziellen Mittel be-
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willigt bekam. Und, die Kommunalverwaltungen betref-
fend - in jeder Klein- oder Großstadt, inklusive der Haupt-
stadt, in der mehr als ein Viertel der Bevölkerung des
ganzen Landes lebt - wurden diese finanziellen Mittel zur
Unterstützung der Zivilgesellschaft bisher überhaupt
nicht in den Haushaltsplan aufgenommen.

Spricht das Votum für das Gesetz zur Schaffung der Kom-
mission zur Unterstützung der Zivilgesellschaft nach 18
Jahren Demokratie für eine sich entwickelnde politische
Klasse und staatliche Institutionen? Die Frage wäre posi-
tiv zu beantworten, wäre das Gesetz dem Parlament im
Rahmen einer natürlichen Entwicklung vorgelegt worden,
die junge demokratische Gesellschaft Albaniens neu zu
ordnen, bei der jede_r Bürger_in frei seine bzw. ihre echte
Verantwortung einfordert. Aber tatsächlich kam es auf
Grund eines ganz anderen Anlasses zu Stande. Genau vor
den Wahlen im März 2009 beantragte die albanische Re-
gierung  in Brüssel den Status eines Beitrittslandes, um
dies in ihrer Wahlkampagne zu nutzen. Eine der Bedin-
gungen, die die Europäische Kommission festlegte, um die
Anfrage zu akzeptieren, war das Gesetz zur finanziellen
Unterstützung der Zivilgesellschaft. Wie wir alle wissen
hat ein erzwungenes Gesetz eine sehr kleine Chance hoch-
gehalten und angewandt zu werden.

Dennoch, während der letzten 22 Jahre Demokratie hat
sich ein ziemlich umfangreiches Netzwerk von NGOs ent-
wickelt. Und dies war hauptsächlich möglich dank der Un-
terstützung mit finanziellen Mitteln und Erfahrungen
von Freunden Albaniens und der Europäischen Kommis-
sion. Aber ich möchte kurz und klar hinzufügen, dass
diese komplette Finanzierung von außerhalb, trotz der
Vorteile, auch zu Frustrationen bei allen Beteiligten

führte. Manchmal haben die NGOs ihre Autorität falsch
interpretiert (missbraucht). Sie handelten gegenüber den
Kommunalregierungen arrogant. Und mangels demokra-
tischer Erfahrung sahen die  Lokalparlamente in den
NGOs vielfach Feinde. Auf diese Weise wurde die Koope-
ration, ohne die das Subsidiaritätsprinzip nicht funktio-
nieren kann, beschädigt.

Der Fall Albaniens zeigt die Tatsache, dass dieses Prinzip
das Herzstück der demokratischen Kultur und Gesell-
schaft berührt. Die Tatsache, dass das albanische Lexikon
bis heute keine saubere und klare Definition dieses Prin-
zips und seiner Bedeutung beinhaltet, ist der Beleg dafür,
dass das Prinzip noch nicht in der albanischen Gesell-
schaft angekommen ist. Aber die NGOs haben überhaupt
kein Problem, darüber mit ihren Spender_innen in Eng-
lisch oder anderen Sprachen zu kommunizieren. Und ge-
rade das ist nicht der Weg, das Ziel zu erreichen und dem
Zweck zu dienen, für den die Prinzipien ursprünglich ge-
schaffen wurden.<
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Der Begriff der „Subsidiarität" hat in die Spra-
che in Spanien und Katalonien vor allem im Rah-
men der Politik der Europäischen Union Einzug

gehalten - Subsidiarität als Prinzip, in dem Sinn, dass Ent-
scheidungen auf derjenigen Verwaltungsebene getroffen
und umgesetzt werden sollten, die im Hinblick auf die ge-
stellten Aufgaben am wichtigsten und effektivsten ist. Als
solche bleibt „Subsidiarität" ein eher spezialisierter Be-
griff, der vor allem von Wissenschaftler_innen und Fach-
leuten verwendet wird.

Dennoch sind einige der Werte hinter diesem Begriff in
der Tat von grundlegender Bedeutung für unsere eigenen
Ansichten über Kultur und öffentlicher Kulturpolitik -
insbesondere Dezentralisierung von Verantwortlichkeiten
im Bereich der Kulturpolitik und Teilhabe aller am kultu-
rellen Leben.

Wie in anderen Bundes- oder quasi-Bundesstaaten – und
als Folge der Anerkennung der nationalen kulturellen und
sprachlichen Vielfalt – verdankt die Entwicklung der Kul-
turpolitik in Spanien seit dem Ende der Diktatur viel der
Rolle, die die lokalen und regionalen Gebietskörperschaf-

ten spielten. Im „Compendium on Cultural Policies and
Trends in Europe (Bericht zur Kulturpolitik und Trends in
Europa) wird dargestellt, dass 2008 nahezu 55% der Aus-
gaben für Kultur in Spanien durch die lokalen Verwaltun-
gen aufgebracht werden, während die Regionalver-
waltungen 30% beisteuern. Die Tatsache, dass die Zen-
tralregierung nur 15% der öffentlichen Förderung bereit-
stellt beweist die Dezentralisierung in diesen
Entscheidungsprozessen.

Die kulturpolitische Bedeutung der lokalen Verwaltungen
und deren Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung wurde
international gestärkt durch Dokumente wie die „Agenda
21 for Culture“ (Kulturagenda 21), die argumentiert, dass
„Städte und öffentliche Räume privilegierte Settings sind
für kulturelle Erneuerung, die sich dauerhaft entwickelt
und dass diese ein Umfeld für kreative Vielfalt schaffen,
wo Begegnungen zwischen Fremdem und Unterschiedli-
chen ... eine ganzheitliche menschliche Entwicklung er-
möglichen.“ Die Agenda 21 enthält allgemeine Leitlinien
für die Umsetzung einer nachhaltigen Kulturpolitik, die
lokale Regierungen weltweit auffordert, diese ihren Rah-
menbedingungen anzupassen.
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Diese Leitlinien unterstreichen auch die Notwendigkeit
Bedingungen zu schaffen, die Bürger_innen aktive und
gleichberechtigte Teilhabe am kulturellen Leben ermögli-
chen. Das Recht auf kulturelle Teilhabe ist tatsächlich ein
allgemeines Menschenrecht, anerkannt 1948 in der „Uni-
versal Declaration of Human Rights” (Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte) und 1966 in der
„International Convention on Economic, Social and Cul-
tural Rights” (Internationalen Pakt über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte [UNO-Pakt I]), das Politik
beeinflussen und öffentliche sowie private Akteure für
eine Beteiligung am kulturellen Leben gewinnen soll.
Handlungsempfehlungen an die lokale Kulturpolitik zur
Stärkung dieser Beteiligungen wurden 2007 im „Guide to
Citizen Partizipation in Local Cultural Policy Develop-
ment for Europeen Cities” (Anleitung zur bürgerschaftli-
chen Beteiligung in der lokalen Kulturpolitikentwicklung
europäischer Städte) formuliert, als bis heute gültiges Er-
gebnis eines europäischen Projekts.

Die Verbindung zwischen Partizipation und Subsidiarität
wird auch gestärkt, indem beide Prinzipien als innere Kul-
turwerte betrachtet werden – ähnlich dem Kernaspekte
von Kultur, die ihr einen grundlegenden Platz in Bezug
auf die Menschenwürde gibt, anstatt diese als Ressource
zur Verwirklichung wirtschaftlicher und sozialer Ziele zu
verstehen. Eduard Delgdo, der Gründer von „Interarts”
meint: „Eine besondere Qualität liegt in kulturellen Pro-
zessen, die durch deren Protagonisten bestimmt werden;
in denen weder Wirtschaftler noch Mäzene oder Verwal-
ter über Inhalt und Struktur entscheiden … . Politik,
deren Aufgabe die Förderung von Autonomie ist, nicht
von Abhängigkeit … beinhaltet von Kunstschaffenden
verantwortete Projekte und lädt ein zu Risiko und He-

rausforderung … . In dieser Politik ist Autonomie verbun-
den mit Subsidiarität und führt zu Systemen von Dezen-
tralisierung, Übertragung und Vielfalt. (Eduard Delgado,
2Cultural Planning vs. Arts Values”, 2000)

Der aktuelle ökonomische und politische Kontext in Spa-
nien stellt besondere Herausforderungen an Dezentrali-
sierung und Partizipation, wie wir sie bisher kennen. Auf
der einen Seite führt der Trend zur Reduzierung des öf-
fentlichen Defizits zu einer Reduzierung des Engage-
ments für das kulturelle Leben, wobei einige
Regionalverwaltungen eine Rezentralisierung der Verant-
wortung auf der nationalen Ebene favorisieren. Auf der
anderen Seite wird es für einige Akteure in der Zivilgesell-
schaft, die bisher traditionell eine Schlüsselrolle bei der
kulturellen Teilhabe gespielt haben, zunehmend schwie-
rig, öffentliche oder private Förderung für ihre Aktivitä-
ten zu erhalten. Auch wenn neue Formen der Beteiligung
entstehen (bspw. crowdfounding oder crowdsourcing etc.)
sind die Zeiten tatsächlich schwierig – eine gute Zeit un-
sere Handlungsmöglichkeiten zu überdenken, unter Bei-
behaltung der Bedeutung von Partizipation und
Dezentralisierung im kulturellen Leben.
Barcelona, Februar 2013<

Jordi Balta
arbeitet als Projektkoordinator bei „Interarts Foundation“ / Bar-

celona (www.interarts.net), die im Bereich von Kulturpolitik und

internationaler Kulturkooperation aktiv ist. Momentan ist er

wissenschaftlicher Koordinator des Europäischen Kulturexper-

tennetzwerks (EENC, www.eenc.eu).



I n einer Band spielen, DJ-ing, Skaten, Sprayen, Fil-
men, Musik am PC produzieren, Grafiken und Lay-
outs entwickeln: All diese Aktivitäten gehören zum

breiten Spektrum aktueller Jugendkulturen. Die jungen
Akteur_innen bewegen sich damit bewusst abseits jeder
schulischen Bildungseinrichtung und auch abseits der
meisten außerschulischen kulturpädagogischen Ange-
bote. Institutionelle Bildungsträger tun sich schwer mit
ihnen, mit ihren Codes, den Spielregeln und Umgangsfor-
men ihrer Szenen und allgemein mit den Produktionswei-
sen aktueller Jugendkultur. Das ist verständlich, denn
Jugendkulturen entstehen in bewusster Abgrenzung zu
institutionalisierter Pädagogik und Kultur. Junge Musi-
ker_innen und Künstler_innen ignorieren oft schlichtweg
die Qualitätsstandards etablierter Kultur, sie suchen ihre
Vorbilder in z. T. in (aus der Sicht der Elterngeneration)
obskuren subkulturellen Nischen, sie verachten den
„Mainstream“, aber gelegentlich kokettieren sie auch mit
ihm.

Sie eignen sich die notwendigen Kenntnisse und Fertig-
keiten („Skills“) meist durch „learning-by-doing“ an oder
im „peer-to-peer-learning“, indem Könner und „Cracks“
aus der Szene ihr Wissen weitergeben. Das geschieht weit-
gehend informell, man organisiert sich selbst so gut es
geht und lehnt Angebote der außerschulischen Bildung

oftmals als „uncool“ ab. Die jungen Akteure_innen in die-
sen jugendkulturellen, pop-affinen Umfeldern entwickeln
damit eine DIY (Do-It-Yourself)-Kultur, die mit den aufge-
blähten Erlebniswelten medial vermarkteter Casting- und
Talentsuche-Shows so gar nichts zu tun hat. Diese DIY-
Popkultur ist in ihrer ganzen Breite eine Herzensangele-
genheit der meist  jungen Akteur_innen und ihres
Publikums. Nur ein verschwindend kleiner Bruchteil die-
ser Akteur_innen schafft es (oder will es überhaupt), aus
ihrem Hobby eine tragfähige und dauerhafte Lebens- 
perspektive zu entwickeln oder gar zum „Star“ zu werden.
Und doch zielt dieses Hobby – anders als etwa die tradi-
tionelle Hausmusik – von vornherein darauf ab, Publikum
zu erreichen und zu begeistern. Interaktion mit dem 
Publikum und der Aufbau einer Fanbasis ist ein Hauch
von „Starruhm“, Selbstbestätigung und Euphorie im Ram-
penlicht der Szeneclubs.

Diese kulturelle Betätigung braucht Raum, wenn sie sich
produktiv entwickeln soll, sie braucht sensible, nicht-nor-
mative Unterstützung. Eine Förderung muss nah genug
an den Akteur_innen und ihren Bedürfnissen sein, um in
deren Augen glaubwürdig zu bleiben und von ihnen ak-
zeptiert zu werden. Andererseits muss sie genug Distanz
wahren, um die künstlerischen Ergebnisse nicht manipu-
lativ oder vereinnahmend zu missbrauchen.
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Eine Fördereinrichtung wie die Münchner Fachstelle Pop
versteht sich als Beratungs- und Serviceeinheit für die
junge Pop(musik)szene. Finanziert von der städtischen
Kulturverwaltung hat sie die die Aufgabe, junge Popkultur
zu fördern, ohne an konkrete operative Ziele gebunden zu
sein. Dahinter steht die Erkenntnis, dass Pop- und Ju-
gendkultur von schnellen Veränderungen und vom kreati-
ven Wandel lebt und eine erfolgreiche Förderung dieser
Kultur deshalb prozessorientiert und ergebnisoffen sein
muss. Diesen Spielraum nutzt die Fachstelle für eine flexi-
ble, bedarfs- und nutzer_innenorientierte Unterstüt-
zungs- und Vernetzungsarbeit. Sie steht im permanenten
Dialog mit den jungen Kreativen, sie stellt Raum zum Pro-
ben, Entwickeln, Ausprobieren und Präsentieren bereit,
sie unterstützt Vernetzungsstrukturen unter den Ak-

teur_innen und sie bietet niederschwellige und er-
schwingliche Beratungs- und Serviceleistungen. Die Ein-
bettung in den Kontext einer großen Jugendkulturein-
richtung mit ausgeprägtem Veranstaltungsbetrieb (Feier-
werk) gibt ihr in den jugendkulturellen Szenen die not-
wendige Glaubwürdigkeit. Befürchtungen der Musiker-
_innen und Künstler_innen, von einer Kulturbürokratie
(einer Art „Amt für Popkultur“) vereinnahmt zu werden,
sind damit entkräftet. Stattdessen arbeitet die Fachstelle
gemeinsam mit Musiker_innen und Künstler_innen
daran, der jungen Popkultur die ihr zustehende gesell-
schaftliche Anerkennung zu verschaffen und sie damit
auch stärker als bisher in den Focus der Kulturförderung
zu rücken.<

Klaus Martens 
ist langjähriger pädagogischer Mitarbeiter im Feierwerk - Verein

für Kinder- und Jugendkulturarbeit - in München. Seit 2009 ist

er dort in der Fachstelle Pop und in der Leitung der Veranstal-

tungsorganisation für Jugendliche und junge Erwachsene tätig.



N ach dem 2. Weltkrieg entstehen in Frankfurt am
Main bis 1967 in Trägerschaft des städtischen
Vereins „Häuser der offenen Tür“ zehn offene Ju-

gendhäuser, die sich mit ihren Angeboten vor allem an
diejenigen Jugendlichen richten, die keiner Jugendorgani-
sation angehören, oder auch an die Verbände, die nicht
über eigene Vereinsheime verfügen. Mithilfe von Spenden
christlicher amerikanischer Gruppen werden Nachbar-

schaftsheime aufgebaut, die, dem angelsächsischen Com-
munity-Konzept folgend, generationsübergreifend ausge-
richtet sind.

Abgesehen von den Halbstarkenkrawallen in München
und Berlin oder Rockerbanden-Schlägereien in Frankfurt
am Main Ende der 1950er Jahre geht es im Wirkungsbe-
reich des Jugendwohlfahrtsgesetzes in der Nachkriegsre-
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publik bis zum Ausbruch der Jugendrevolte ab 1967/68
relativ friedfertig zu. Rückblickend erscheint uns die
Nachkriegsordnung in diesem Zusammenhang immer als
friedhofsruhige Sozialpartnerschaft mit allenfalls vorü-
bergehenden kleinen Proporzkonflikten zwischen den Be-
teiligten des Korporationskartells. Dennoch lesen wir
heute von einem Subsidiaritätsstreit der 1960er Jahre
zwischen überwiegend sozialdemokratisch geführten Län-
dern und Kommunen einerseits und dem CDU-Staat an-
dererseits, der erst 1967 durch ein Verfassungsgerichts-
urteil  beigelegt wird. In diesem Streit wehrten sich die
Kommunen gegen eine Einschränkung ihres Selbstbe-
stimmungsrechtes durch die konfessionellen Wohlfahrts-
verbände bei Anwendung des Subsidiaritätsprinzips,
welches übrigens im BSHG nicht explizit genannt ist und
auch in der Verfassung erst 2009 mit Bezug auf die Kom-
petenzabgrenzung zwischen Europäischer Union und Na-
tionalstaaten Erwähnung findet. Jener „Subsidiaritäts-
streit“ scheint im SGB VIII von 1990 schließlich beigelegt.
In § 3 SGB VIII werden sogar gemeinnützige und andere
Träger gleichgestellt: „Die Jugendhilfe ist gekennzeichnet
durch die Vielfalt von Trägern unterschiedlicher Wertori-
entierungen und die Vielfalt von Inhalten, Methoden und
Arbeitsformen.“

Als 1977 in Frankfurt am Main die CDU nach vielen Jah-
ren sozialdemokratischer Stadtregierung überraschend
die Wahlen gewinnt, rückt in der Jugendpolitik das Subsi-
diaritätsprinzip zunehmend in den Vordergrund. Es ist
für die CDU zunächst der einzige Gestaltungshebel, um
der sozialdemokratisch geprägten Verwaltung des Ju-
gendamtes etwas entgegenzusetzen. Damals gliederte
sich die Förderlandschaft der offenen Jugendarbeit in drei
Säulen: Säule 1 waren die räumlich und personell relativ

gut ausgestatteten stadteigenen Häuser der offenen Tür,
Säule 2 die Jugendinitiativen – überwiegend als selbstver-
waltete Jugendzentren im Rahmen der Autonomiebestre-
bungen der Jugendrevolte gestartet, aber zum Ende der
70er bereits als schlecht ausgestattete und zu 100% von
städtischer Förderung abhängige Kleineinrichtungen in
Trägerschaft kleiner ehrenamtlich betriebener Vereine
oder gar gänzlich in Eigenregie der Mitarbeiter_innen ge-
landet. In der Arbeitsgemeinschaft Jugendhäuser freier
Träger (Säule 3) waren überwiegend die kirchlichen Ju-
gendclubs zusammengeschlossen. Gut beraten von der
Verwaltung schlossen sich dieser Gruppe sukzessive auch
offene Einrichtungen linker Jugendverbände an.

Bis Ende der 1980er Jahre bleibt diese dreigliedrige Land-
schaft relativ solidarisch, die Ausstattung der Häuser wird
allmählich einigermaßen angeglichen. Als die Verschul-
dung der Kommune erste Haushaltskürzungen zeitigt,
bildet sich eine Initiative „Aufschrei gegen Sozialabbau“,
in der sich auch freie Kulturinitiativen den Protesten der
kleineren Jugendeinrichtungen zugesellen. Ende der
1980er ist aber das Ende der Gründerzeit erreicht. Erste
Haushaltssperren führen zwar noch nicht zur Schließung
von Einrichtungen, zeigen aber die Grenzen des Wachs-
tums unwiderruflich an.

Ich will hier nicht die ganze Geschichte der offenen Ju-
gendarbeit in Frankfurt erzählen, sondern nur einige Phä-
nomene aufzählen, die mit der Anwendung des
Subsidiaritätsprinzips im Dienste der Sparpolitik verbun-
den sein können:
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Feindliche Übernahme: ein freier Träger, der als einer der
letzten sein Minijugendzentrum in der Nähe eines städti-
schen Jugendhauses gegründet hatte, polemisiert so
lange gegen die Hausverbotspolitik des Jugendhauses bis
ihm die Trägerschaft an demselben übertragen wird. Ein-
sparungseffekt: die Kosten des Minijugendzentrums,
sowie eine Personalstelle des Jugendhauses, die im Zuge
der Übernahmeverhandlungen gestrichen wird.

Leistungsminderung: ein kleiner freier Träger muss sei-
nen gesamten Overhead aus Projekten finanzieren. Wo
vorher ein Träger der Jugendhilfe, dank institutioneller
Förderung durch das Jugendamt, die gesamten Projekt-
mittel in ein pädagogisches Projekt hatte stecken können,
wird nun an den Honorarmitteln gespart. Statt durch pro-
fessionelle Künstler_innen werden Neigungsgruppen zu-
nehmend von Studierenden betreut. 

Sozialabbau: kleine Einrichtungen können mehr Partizi-
pation der Besucher_innen ermöglichen, als große städti-
sche Jugendhäuser. Mit diesem Argument trat in den
1970er Jahren die Jugendzentrumsbewegung gegen das
Establishment der städtischen Jugendhäuser an: „Mehr
Demokratie wagen!“ Als Ende der 1990er Jahre ein großes
städtisches Jugendhaus geschlossen wird, tritt in einem
Frankfurter Stadtteil der kleine Jugendclub eines mittel-
großen freien Trägers in einer Containeranlage an seine
Stelle. Eine Übergangslösung, die mithilfe eines privaten
Investors in eine neue Dauereinrichtung in einem ehema-
ligen Straßenbahndepot überführt werden soll. Als der In-
vestor seine Pläne ändert entfällt auch der Jugendclub.
Dieses Subsidiaritätsprinzip erscheint mir, je länger ich
mich damit beschäftige, zunehmend als ein vielfältig
missbrauchbarer, weil noch recht junger und wenig defi-

nierter Begriff. In europäischer Dimension steht er im
Verdacht als Einfallstor für Bestrebungen zur Renationali-
sierung zu dienen. In Hessen wird er 2006 von der
schwarzgelben Landesregierung benutzt um die Privati-
sierung kommunaler Versorgungsleistungen voranzubrin-
gen. Wenn die Krise der kommunalen Haushalte
voranschreitet könnte er gut zur Hintertür werden, durch
die sich der Sozialstaat davonstiehlt.

Aber so weit sind wir zumal im reichen Frankfurt am
Main noch lange nicht; außerdem steht da noch ein Sozi-
algesetzbuch davor, das in seiner Jugendabteilung recht
deutlich die Handschrift der emanzipatorischen Entwick-
lungen ab1968ff. trägt und bei richtiger Auslegung sogar
die Jugendkulturarbeit als Pflichtaufgabe ausweist. In
Frankfurt hat ein parteiübergreifendes Bündnis über viele
Jahre, als in der Kultur längst heftig gespart wurde
(wenngleich auf vergleichsweise höherem Niveau), noch
die schützende Hand über den Jugendetat gehalten. Ein
Positionspapier zur Neuorientierung der offenen Kinder-
und Jugendarbeit ist im letzten Jahr nach einem 3jähri-
gen Diskussionsprozess von allen Trägern der Jugendar-
beit verabschiedet worden. Wie weit diese Plattform
trägt, wird sich allerdings erst bei den anstehenden Haus-
haltskürzungen ab 2014 zeigen müssen.<
Frankfurt am Main, Juli 2013 

Daniel Rottner 
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tätig.



G rundsätzlich besagt das oft im Munde geführte
Prinzip der „Subsidiarität" ja, dass alle Entschei-
dungen auf der niedrigstmöglichen Ebene getrof-

fen werden. Damit verbunden ist aber zugleich die
Verpflichtung der höheren Ebenen, die unteren in die Lage
zu versetzen, auch entsprechend tätig werden zu können.

Für mich als Münchner Stadtrat hat das Prinzip der „Subsi-
diarität" zwei besondere Bedeutungen: Im sozialen Bereich
verfolgen wir in München in weiten Bereichen sehr konse-
quent die Vorgabe, dass die Stadt soziale Aufgaben und
Dienstleistungen nur da übernimmt, wo sie an eine hoheit-
liche Aufgabe oder eine mit der Bestimmung als Gebiets-
körperschaft verbundene Verpflichtung verbunden ist.
Dazu gehört z. B. die Vergabe von Zuschüssen. Die Durch-
führung sozialer Aufgaben selbst ist weitestgehend den
freien Trägern überlassen. Nun mag man dann zwar unter-
schiedlicher Auffassung sein können - ich bin aber darauf
stolz, dass es uns auch in finanziell sehr schwierigen Jah-
ren gelungen ist, die freien Träger zwar kürzen zu müssen,
aber insgesamt weiterhin mit einer Finanzausstattung ver-
sehen zu können, die ein gutes Arbeiten möglich macht.
Mehr kann es natürlich immer sein, aber in allen sozialen
Bereichen müssen wir uns mit unserem Engagement als
Kommune wahrlich nicht verstecken. Dennoch heißt es,
gemeinsam mit den freien Trägern, sozial wachsam zu blei-
ben. Insbesondere die Bildungschancen bildungsferner
Kinder und Jugendlicher sollten uns wichtig sein.

Dieses Thema führt mich dann auch zum zweiten Teil des
Blicks auf das Thema der „Subsidiarität": Zwar ist im
Grundgesetz die kommunale Selbstverwaltung hoch gehal-
ten - die Realität sieht aber ganz anders aus. Letztlich ver-
fügt der Münchner Stadtrat über weniger als 20 Prozent
des Verwaltungshaushalts der Stadt noch selbst - der Rest
ist durch Gesetze, Verordnungen und durch verschiedene
Vorgaben festgelegte soziale und anderen Verpflichtungen
schon verplant, bevor wir noch einen Beschluss gefasst
haben. Zwar hat sich in den letzten Jahren immer wieder
etwas bewegt, z. B. im Bereich der Sozialhilfe, nach wie vor
werden Aufgaben aber gerne an die Kommunen delegiert -
ohne aber große Gestaltungsspielräume zu lassen. Der
Geldfluss folgt dem schon weniger. Die Kommune darf üb-
rigens z. B. gerne Schulhäuser bereitstellen - was darin
stattfindet entscheidet aber der Freistaat Bayern. Dankens-
werterweise stattet er die städtischen Schulen aber keines-
wegs mit ausreichend Mitteln aus, um den Unterricht voll
zu ermöglichen. Die Stadt München „darf" hier jährlich
weit über 100 Millionen zuschießen. Diese Mittel fehlen
dann z. B. wieder im Sozialbereich.

Es ist eine große Aufgabe der kommenden Jahre, dieses
Ungleichgewicht geradezurücken. Nicht nur die Schülerin-
nen und Schüler, sondern die Stadtgesellschaft insgesamt
würde es dankbar wahrnehmen können!
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Präsenz zeigen!D ie großen Erfolge der europäischen Einigung, wie
der Friede und die vertiefte Freundschaft zwi-
schen den europäischen Völkern seit den Römi-

schen Verträgen, die Freizügigkeit und das Schengen-
abkommen und natürlich der großartige Binnenmarkt,
müssen gesichert und gefestigt werden. Hierzu gehört
beispielsweise eine notwendige Stärkung der europäi-
schen Außenpolitik. Mehr Europa ist hier absolut sinn-
voll.

In vielen Bereichen haben wir aber bereits zu viel Zentra-
lismus in Europa. Der Vertrag von Lissabon hat zwar eine
Stärkung der Subsidiarität vorgesehen, aber bei weitem
nicht gehalten, was man sich versprochen hat. Es bedarf
eines grundlegenden Umdenkens: wir brauchen in Europa
eine Subsidiaritätsoffensive. Alle Bereiche, die nicht un-
mittelbar mit dem Binnenmarkt zusammenhängen, müs-
sen auf den Prüfstand. Es muss bei jeder Zuständigkeit
hinterfragt werden, ob eine europäische Regelung noch
notwendig ist. Wir brauchen einen Subsidiaritätskommis-
sar, der mit einem Veto ausgestattet ist, um neue Rege-
lungskompetenz zu verhindern, egal ob diese
Regelungswut von der Kommission, dem EU-Parlament
oder von Einzelstaaten ausgehen. Dieser Subsidiaritäts-
kommissar sollte auch das Recht haben, bestehende Rege-
lungen aufzugreifen. Beispiele überflüssiger
Regelungswut der EU sind allseits bekannt, von der Glüh-
birne über die drohenden wassersparenden Armaturen bis
hin zur Gängelung von Gemeinden und Regionen.

Auch innerhalb der Bundesrepublik Deutschland und in
Bayern brauchen wir mehr dezentrale Entscheidungen.
Gut 80% der Aufgaben der bayerischen Bezirke könnten
Städte und Landkreise übernehmen, die viel näher an den

Bürger_innen sind. Die Stärkung der Kommunalen
Selbstverwaltung und die strenge Verbindung (Konnexi-
tät) von kostenträchtigen Entscheidungen des Bundes
und der Länder einerseits mit zusätzlichen finanziellen
Mitteln für Kommunen durch Bund und Freistaat ande-
rerseits ist dringend erforderlich. Mehr Kompetenzen bei
Kommunen ermöglichen zudem eine vermehrte und er-
leichterte Verlagerung von Aufgaben von der Kommune
auf freie Träger.

Für eine lebendige Gesellschaft ist es darüberhinaus ganz
wichtig, dass Staat und Kommunen Aufgaben an freie
Träger und Privatinitiativen weitergeben. Dies muss na-
türlich auch mit der entsprechenden finanziellen Ausstat-
tung erfolgen. Dies gilt für fast alle Bereiche: ganz
besonders im Kulturellen wie bei sozialen Aufgaben. Pri-
vat vor Staat ist für Liberale dabei genauso ein zentraler
Grundsatz wie dezentral vor zentral. Denn nur wenn viele
Aufgaben bei der untersten Ebene liegen, können die
Kommunen die Tätigkeiten an Initiativen vor Ort abge-
ben, was ganz sicher das bürgerschaftliche Element der
Gesellschaft insgesamt stärkt. Als Liberaler bin ich ein
großer Anhänger einer engagierten Bürgergesellschaft.<

Dr. Michael Mattar, 
FDP Fraktionsvorsitzender im Münchner Stadtrat 

und FDP-Oberbürgermeisterkandidat 2014.
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S ubsidium bedeutet im Lateinischen „Hilfe, Re-
serve“. Aus diesem Begriff entwickelte die  katholi-
sche Soziallehre das Prinzip der „Subsidiarität“,

das für Selbstbestimmung und -verwaltung steht, dafür,
dass anstehende Aufgaben immer von der untersten,
dafür geeigneten Einheit übernommen werden sollten.
Für uns in der Kommune heißt Subsidiarität, dass wir
überall dort, wo keine hoheitlichen Aufgaben betroffen

sind, Aufgaben jenseits der öffentlichen Hand ansiedeln.
Ich glaube auch nicht, dass es in der Münchner Verwal-
tung oder im Stadtrat Menschen gibt, die diesen Grund-
satz in Frage stellen.

Doch wie weit „hoheitliche Belange“ gehen, was eine
„Kann“- oder eine „Mussbestimmung“ ist und ob eine ei-
gene Abteilung in der Verwaltung eigentlich einer Abtei-
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lung eines Wohlfahrtsverband oder einem freien Träger
fast gleichzusetzen ist, darüber lässt sich trefflich strei-
ten. Lange Jahre haben wir zum Beispiel viele Kinderta-
gesstätten in städtischer Hand belassen, obwohl dies nun
eindeutig ein Bereich ist, in dem die Subsidiarität greifen
sollte. Darum haben wir auch vor einiger Zeit beschlos-
sen, dass alle neu errichteten Betreuungseinrichtungen
ausgeschrieben und an Träger vergeben werden. Hier war
die Entscheidung ganz einfach. Schwieriger wird es schon,
wenn der Bereich des Kinderschutzes betroffen ist. Bei
der Einführung des §8a KJHG (Schutzauftrag bei Kindes-
wohlgefährdung) wurde intensiv diskutiert, ob die „inso-
weit erfahrenen Kräfte“ städtische Mitarbeiter_innen sein
müssen und bei den neusten Änderungen im Kinder-
schutz wird uns diese Diskussion wieder einholen. Als
Stadträtin sehe ich mich hier in der Vermittlerrolle zwi-
schen dem - durchaus nachvollziehbaren -  Wunsch des
Jugendamts, viel Kompetenz und Einflussmöglichkeit in
eigener Hand zu behalten und dem der freien Träger und
Wohlfahrtsverbände, ihre bewährte Arbeit eigenständig
fortsetzen zu können. Natürlich ist immer, wenn ein Kind
zu spät (oder auch zu früh) aus seiner Familie genommen
wurde oder Jugendliche so gewalttätig wurden, dass es in
der Presse erscheint, erst einmal das Jugendamt in der
Verantwortung und damit öffentlich im Feuer. Das Wäch-
teramt des Jugendamts greift immer, auch wenn in dem
jeweiligen Fall ein ganz anderer Träger an dem Kind - dem
Jugendlichen „dran" war. Das darf aber nicht dazu führen,
dass wieder mehr Aufgaben zur Stadt zurückgehen. Wir
haben in München eine Vielzahl sehr erfolgreich arbeiten-
der, bewährter Träger, mit denen wir seit Jahren vertrau-
ensvoll zusammenarbeiten. Dieses Vertrauen gilt es zu
wahren und auszubauen.

Die Münchner Strukturen in der Zusammenarbeit zwi-
schen öffentlicher Hand, Wohlfahrtsverbänden und freien
Trägern sind ein Garant dafür, dass wir für die Menschen
in unserer Stadt so viel Sicherheit und Unterstützung wie
möglich vorhalten. Sie sichern aber auch, dass wir uns
nicht immer in vorgegebenen Bahnen bewegen, sondern
die verschiedensten Lösungsmöglichkeiten bieten. Trä-
gervielfalt steht für Angebotsvielfalt und darauf sind wir
in München stolz. Das heißt aber auch, dass wir neben
der Unterstützung von bekannten Anbietern immer wie-
der Platz für neue Ideen und Möglichkeiten bieten.

Doch noch einmal zurück zu der Idee des Subsidiaritäts-
prinzips: der Selbstverantwortung. Bei allem Streben nach
Sicherheit und dem Wunsch allen Menschen ein angemes-
senes Hilfeangebot zu geben, darf die Selbstverantwor-
tung des einzelnen nicht zurückgedrängt werden. Jeder
Mensch hat das Recht auf eigene Entscheidungen, eigene
Lebensentwürfe – auch auf eigene Fehler. Das heißt für
uns Grüne: „So viel Sozialstaat wie nötig – aber auch so
wenig wie möglich!“<

53

Jutta Koller, 
Stadträtin (GRÜNE/B’90/RL) seit 1996, Mitglied im Sozial-,

Kinder- und Jugendhilfe- sowie Bildungsausschuss, außerdem

Mitglied im Bezirksausschuss Milbertshofen - Am Hart.



Der Begriff der Subsidiarität hat eine lange
Tradition. Bereits im 17. Jahrhundert wird die Ge-
sellschaft als „als verschiedene, miteinander ver-

bundene Gruppen, die jede ihre eigenen Aufgaben und
Ziele zu erfüllen haben, die aber in gewissen Bereichen
auf die Unterstützung („subsidium“) der übergeordneten

Gruppe angewiesen sind“ bezeichnet. „Die Unterstützung
soll aber nur dort einsetzen, wo sich Unzulänglichkeiten
offenbaren, keinesfalls aber die Aufgabe der anderen
Gruppe völlig übernehmen.“ 
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Also eigentlich kaum ein Unterschied zu unserer heutigen
Definition. Aber die Theorie ist das eine, die Realität das
andere. Wir sind sehr stolz in München, dass wir ein viel-
fältiges Angebot  durch die Freien Träger und Wohlfahrts-
verbände gerade im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe,
im Bildungs- und Sozialbereich haben. Aber dennoch gibt
es immer wieder Diskussionen darüber, was kann, darf
oder muss die öffentliche Hand wirklich selbst leisten. So
ganz ohne politischen Druck werden die Leistungen nicht
abgegeben, obwohl man sich im Nachhinein dann doch
häufig selbst lobt, wie gut das Prinzip der Subsidiarität
funktioniert. Der Bereich der Kindertageseinrichtungen
und Krippen ist ein beredtes Beispiel dafür.

Der Begriff der Subsidiarität wird gerne und jederzeit als
Argument benutzt, um die eigenen Ansprüche zu recht-
fertigen. Häufig wird, wenn das Geld knapp wird, das
Prinzip der Subsidiarität versus öffentliche Förderung ge-
stellt, um zu betonen, dass man auf gar keinen Fall das
Prinzip der Subsidiarität unterlaufen will. Eigeninitiative
und Unabhängigkeit gewinnen dann plötzlich an Bedeu-
tung. 

Natürlich wird so auch von Seiten der Geförderten argu-
mentiert, soviel Freiheit wie irgend möglich aber natür-
lich mit einem gewissen Sicherheitsnetz im Rücken, falls
das mit der Individualität doch nicht so ganz funktio-
niert.

In München denke ich haben wir gerade durch das große
Feld der Wohlfahrtsverbände und der anerkannten freien
Träger der Jugendhilfe ein Beispiel dafür, wie Subsidiari-
tät funktionieren kann. Allerdings bewegen wir uns
immer auf einer Gratwanderung, wie wir das häufig erle-

ben. In den Jahren meiner Stadtratstätigkeit hat sich das
Gleichgewicht zunehmend zugunsten der Subsidiarität
verschoben, so wie es im Kinder- und Jugendhilfegesetz
KJHG auch gefordert ist. Manche Punkte haben wir hef-
tig diskutiert, aber letztendlich waren die freien Träger
die Gewinner. Heute wird die Diskussion allerdings wieder
schwieriger, was aber durchaus verständlich ist. Zusätz-
lich zu den freien Trägern drängen immer mehr kommer-
zielle Anbieter in diesen Bereich. Beispiele dafür haben
wir im Bereich der Krippen- und Kindertagesstättenver-
sorgung genug. Gleichzeitig werden die gesetzlichen Auf-
lagen immer höher, die finanziellen Belastungen größer
und die Rahmenbedingungen immer komplizierter.

Es wird also auch in den kommenden Jahren eine der
wichtigsten Aufgaben des Münchner Stadtrats sein, diese
Balance zu gewährleisten und dafür zu sorgen dass sich
das Gleichgewicht nicht wieder auf die Seite der öffentli-
chen Trägerschaft verschiebt.<

 

Beatrix Burkhardt, 
e.a. Stadträtin, Kinder- und Jugendpolitische Sprecherin der
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N ackt und unbewaffnet, so fand Prometheus das
Geschlecht der Menschen vor. Sein Bruder Epi-
metheus hatte seine gesamten Kräfte auf die

Schaffung der unvernünftigen Tiere vergeudet. Und da
nichts mehr zum Verteilen an die Menschen übrig war,
musste Prometheus dem Hephaistos und der Athene
wichtige Survivaltechnologien wie Kunstfertigkeit, Klug-
heit sowie das Feuer stehlen und sie den Menschen schen-
ken. So erzählt es Protagoras in Platons gleichnamigem
Dialog. Der Mensch benötigt also Kulturgüter zur Kom-
pensation seiner Benachteiligung gegenüber den Tieren.

Zum Überleben reicht das aber noch nicht aus. Wir brau-
chen die Anderen. Mit unseren ersten Lebenssignalen –
mit einem Schrei – fordern wir Hilfe. Als Mängelwesen
sind wir von Beginn auf Hilfe angewiesen, und wechsel-
seitige Unterstützung ist die Basis menschlicher Existenz.
Eben aus diesem Grund leben und organisieren wir uns in
Gemeinschaften: in Familien, Freundschaften, in Kulten,
Institutionen sowie Rechts- und Staatsverhältnissen. Wir
schließen uns allerdings nicht nur zum Zweck der gegen-
seitigen Unterstützung zusammen, meint Aristoteles. Wir
tun es vor allem mit dem Ziel der individuellen Selbstver-
wirklichung. Diese ist wiederum nur in Gemeinschaften
möglich. Das ideale Ziel dieser Gesellschaftsformen ist es,
den Mitgliedern ein gelungenes Leben zu ermöglichen.
Und hier kommt die Kunst der Subsidiarität ins Spiel.

Auf Grund der Verschiedenheit verbinden sich z. B. Mann
und Frau, Kinder und Eltern oder Menschen unterschied-
licher Begabung. Alle tun es, um das gemeinsame Leben
zu gestalten und um sich gegenseitig dabei zu unterstüt-
zen. Hieraus folgt, dass die gemeinsam entwickelten Sys-
teme – z. B. die Rechts- und Staatsverhältnisse der Hilfe
und Unterstützung – in erster Linie dienende Funktionen
gegenüber dem Einzelnen haben.

Der Mensch ist also ein soziales, auf Gemeinschaft ange-
legtes und Gemeinschaft bildendes Lebewesen und sein
Handeln zielt auf Selbstverwirklichung. Insofern braucht
die notwendige gegenseitige Unterstützung Regeln. Die
Hilfe muss so nah wie möglich und so weit entfernt wie
nötig sein, sie muss die Autonomie des Einzelnen respek-
tieren sowie das Interesse der Gemeinschaft an gleichwer-
tigen Mitgliedern berücksichtigen und sie muss vor allem
die Selbstständigkeit fördern und einen Beitrag zur (soli-
darischen) Selbsthilfe leisten. Genau das ist die Kunst der
Subsidiarität! Sie folgt keiner allgemeinen Regel, sie muss
jeweils neu justiert und angeboten werden.

Bleibt noch die Frage: Wie finden wir die jeweils geeignete
Praxis? Eigentlich ganz einfach: Wir sprechen miteinan-
der und hören uns gegenseitig dabei zu. Wir erzählen uns
unsere Geschichten. Als Gattung leben wir in und von un-
seren Geschichten. Denn unsere Geschichten haben
immer etwas mit der Vergangenheit zu tun und deshalb
sind wir diese Geschichten. Sie stützen unsere Erinne-
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rung, erreichen unsere Gefühle und regen das Nachden-
ken an. Subsidiarität unterstützt die Beteiligten bei der
Fortschreibung ihrer Geschichten. Sie fördert deren
Handlungen und damit gleichzeitig das Interesse an
einem System, das sich durch die Akteure mitgestalten
lässt.

Wohlverstandenes staatliches Handeln achtet das Prinzip
der Subsidiarität. Die jeweils kleineren sozialen Gebilde,
die meist näher an den zu lösenden Schwierigkeiten arbei-
ten, sollen in ihrem Handeln unterstützt und gefördert
werden. In ihre Selbstständigkeit darf erst eingegriffen
werden, wenn die Grenzen der Leistungsfähigkeit erreicht
sind. Im Interesse der Entwicklung gesellschaftlicher Viel-
falt ist die Achtung des Subsidiaritätsprinzips gleichzeitig
Partizipation und Förderung der Demokratie.<

Dr. Helmut von Ahnen 
ist Theaterwissenschaftler, Mitglied im Kinder- und Jugendhilfe-

ausschuss der Landeshauptstadt München und Geschäftsführer

der FestSpielHaus gGmbH.

Jakob Werth



D er Begriff Subsidiarität kommt im Bereich der
Umweltbildung, bzw. Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung nicht so häufig vor wie im sozialen Be-

reich. Gleichwohl ist er über die Termini Beteiligung und
Unterstützung von nichtstaatlichen Akteuren konstituie-
rendes Element einer Bildung für nachhaltige Entwick-
lung, nicht nur in nationalen sondern auch im weltweiten
Kontext. Bildung für nachhaltige Entwicklung ist der seit
der Agenda 21 geprägte Terminus, der Umweltbildung um
ökologische, soziale und kulturelle Dimensionen erwei-
tert. Bildung für nachhaltige Entwicklung folgt dem Leit-
bild der nachhaltigen Entwicklung und vermittelt
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen nachhaltiges
Denken und Handeln. Angesichts der immer komplexer
werden Herausforderungen auf unserer Erde wie Klima-
wandel, Energiewende, Verlust der Biodiversität erarbei-
ten sich Bürgerinnen und Bürger in Bildungszusammen-
hängen Wissen und Kompetenzen, die sie in die Lage ver-
setzen, diesen Herausforderungen zu begegnen und
Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln. Angestrebt wird
ein Leben nach dem Motto: Nicht hier auf Kosten von an-
derswo und heute nicht auf Kosten von morgen.

Subsidiarität in einem Bildungsprogramm, das weltweit
angelegt ist, bedarf vieler Zwischenschritte, bis es auf der
lokalen Ebene ankommt. Im Schlussdokument der Konfe-
renz der Vereinten Nationen zu Umwelt und Entwicklung
1992, der Agenda 21, werden Partizipation und Mitbe-
stimmung der Akteure vor Ort sowie internationale, na-
tionale bis lokale Unterstützung der Akteure in der
Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung gefordert
(Agenda 21, Kapitel 25, 28, 36). So betonen auch europäi-
sche Abkommen den subsidiären Charakter des Pro-
gramms. Das Besondere der Agenda 21 ist die Betonung
der Partizipation aller Bürgerinnen und Bürger und von
lokalen Bündnissen unterschiedlichster Akteure, um
nachhaltige Entwicklung prozessorientiert schrittweise
umzusetzen. In Bezug auf Kinder und Jugendliche heißt
es sogar: „…Im Einklang mit der von ihnen verfolgten Po-
litik sollen die Regierungen der einzelnen Länder Maß-
nahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass die Interessen
der Kinder im Rahmen des partizipativen Prozesses für
eine nachhaltige Entwicklung und Verbesserung der Um-
weltbedingungen voll und ganz berücksichtigt werden.“
(Agenda 21, Kapitel 25, 25.13 b). Die geforderte Verbin-
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dung von Partizipation und Subsidiarität muss vor Ort in
einem politischen Prozess der unterschiedlichen Akteure
ausgehandelt werden. 

Um weltweit das notwendige Denken und Handeln für
nachhaltige Entwicklung zu stärken, zu verbreiten und
dauerhaft in Bildungsprozessen zu verankern, wurde von
den Vereinten Nationen die UN-Dekade „Bildung für
nachhaltige Entwicklung“ 2005-14 ins Leben gerufen;
(www.bne-portal.de). Unterstützt wird sie in Deutschland
durch einen Beschluss des Deutschen Bundestags vom 14.
April 2012, in dem es heißt: „Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung ist zunehmend als wichtiger Beitrag zur Steige-
rung der Bildungsqualität und zur Erreichung einer
nachhaltigen Entwicklung anerkannt. Davon zeugen (…)
bildungspolitische Erklärungen zu Bildung für nachhal-
tige Entwicklung etwa von Seiten der Kultusministerkon-
ferenz (KMK) und der Hochschulrektorenkonferenz sowie
Hunderte von Einrichtungen, die sich an der deutschen
Umsetzung der Dekade beteiligen. (…) Politik und Zivilge-
sellschaft kooperieren eng bei der Umsetzung der De-
kade.“ (Deutscher Bundestag, Drucksache 17/9186, 17.
Wahlperiode 27. 03. 2012.). 

Hier setzt das politische Verständnis von Subsidiarität an.
Der Staat soll auf die Unterstützung von Initiativen, Ver-
einen, Verbänden bauen, ihre Kompetenzen einbeziehen,
um gesamtgesellschaftliche Ziele – hier Bildung für nach-
haltige Entwicklung – umzusetzen. Das Bayerische Lan-
desamt für Umwelt (LFU) bestätigt das in Hinblick auf die
Umsetzung der Bildung für nachhaltige Entwicklung:
„Hier bieten sich auch für Gemeinden viele Anknüpfungs-
möglichkeiten. Im Sinne der Subsidiarität und zur Stär-
kung des bürgerschaftlichen Engagements empfiehlt sich

eine durch die Gemeinde begleitete Vernetzung der ver-
schiedenen Akteure – von Kirchengemeinden über (Um-
welt-)Vereine bis hin zu Bildungseinrichtungen.“
(http://www.lfu.bayern.de/umweltkommunal/umweltbe-
ratung/index.htm, 23.06.2013). 

In der Praxis gestaltet sich das oft schwierig. Bildung für
nachhaltige Entwicklung als Teil der informellen Bildung
ist auf öffentliche Förderung angewiesen und es bedarf
besonderer Lobbyarbeit, um einen tragfähigen Rahmen
und angemessene Förderungen zur Umsetzung dieses
Ziels zu erhalten. Oft stehen auch die staatlichen Vorstel-
lungen zur Umsetzung nachhaltiger Entwicklung denen
der Umweltverbände und der Umweltbildungseinrichtun-
gen entgegen, wie man auf Landesebene am Beispiel der
Bayerischen Nachhaltigkeitsstrategie (StMUG, April
2013) sehen kann, bei der sich der bayerische Staat in sei-
nem Vorgehen dem Prinzip der Subsidiarität verschlossen
hat.

Ein positives Beispiel auf lokaler Ebene ist die Stadt Mün-
chen, die in verschiedenen Bereichen in guter Zusammen-
arbeit mit den Akteuren vor Ort Ziele der Agenda 21
umsetzt. München ist Mitglied im internationalen
„Klima-Bündnis europäischer Städte e. V.” und hat im
„Bündnis für Klimaschutz Club“ in Zusammenarbeit mit
Wirtschaft und zivilrechtlichen Akteuren ein eigenes Pro-
gramm dazu aufgelegt. Die Stadt München unterstützt
und fördert den Verein BenE München e. V., ein regiona-
les Zentrum der Bildung für nachhaltige Entwicklung, in
dem sich Münchner Akteure und Nachhaltigkeitsnetz-
werke zusammengeschlossen haben und das auf lokaler
und internationaler Ebene Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung in vielen Facetten umsetzt. 
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Das Subsidiaritätsprinzip ist ein Balanceakt und hängt
sehr vom gegenseitigen Politik- und Bildungsverständnis
sowie Vertrauen ab. Es kann aber nur funktionieren,
wenn Gestaltungsspielräume von den Akteuren eingefor-
dert und von den rahmengebenden Institutionen gewährt
und finanziert werden. Und da ist im Bereich Bildung für
nachhaltige Entwicklung noch viel Entfaltungspotenzial. <
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I nklusion als Prozess und Ziel, hierarchische Differen-
zen und die damit verbundenen Diskriminierungen
und Ausgrenzungen abzubauen, ist neben gesell-

schaftspolitischem und wirtschaftlichem Handeln gerade
auch für pädagogisches Handeln eine zentrale Aufgabe
und Herausforderung. Dabei geht es vornehmlich darum,
eine Haltung zu entwickeln, Menschen trotz Differenzen
als gleichwertig zu behandeln, Strukturen an individuelle
Voraussetzungen anzupassen sowie Selbst- und Mitbe-
stimmung als unteilbares Menschenrecht anzuerkennen. 

Die folgenden Gedanken zum Thema Inklusion ermögli-
chen – eine subsidiäre Haltung entwickeln basieren ent-
sprechend der UN-Behindertenrechtskonvention auf
einem engen Inklusionsbegriff und somit auf Menschen
mit Behinderungen bzw. Beeinträchtigungen.

Die UN- Behindertenrechtskonvention legt einen Schwer-
punkt auf die Bewusstseinsbildung (Artikel 8) der gesam-
ten Gesellschaft. Im Fokus stehen die Rechte und vor
allem auch die Würde von Menschen mit Behinderungen,
die von der gesamten Gesellschaft geachtet und gefördert
werden sollen. Die Entwicklung und Erfahrung von
Selbstwert bzw. von Eigenwürde als wesentlichem Mo-
ment von Subjektbildung basiert auf sozialen Interakti-
ons- bzw. Anerkennungsprozessen. In der Auseinander-

setzung mit anderen entwickeln wir als Menschen ein Bild
von uns und werten uns anhand dieser Aussagen selbst.
Als soziale Beziehung ist Anerkennung macht- und herr-
schaftsfrei und beruht nicht auf der Leistungsfähigkeit
eines Menschen (vgl. Scherr 1997, S. 57). Sehr deutlich
formuliert es Bielefeldt (2009, S.11) mit Verweis auf den
Zusammenhang zwischen Autonomie und sozialer Inklu-
sion: „Ohne soziale Inklusion kann Autonomie praktisch
nicht gelebt werden, und ohne Autonomie nimmt soziale
Inklusion fast zwangsläufig Züge von Bevormundung an.“ 

Nun ist Bevormundung das genaue Gegenteil vom Prinzip
der Subsidiarität. Als Maxime zielt Subsidiarität darauf
ab, individuelle Fähigkeiten, Selbstbestimmung und Ver-
antwortung für sich selbst zu entwickeln bzw. entwickeln
zu lassen. Damit sind unweigerlich auch gesellschaftliche,
wirtschaftliche und personale Machtfragen tangiert. 
Was kann das für eine pädagogische Praxis bedeuten? Zu-
nächst unterscheiden sich die Praxen (sozial-) pädagogi-
scher Arbeitsfelder hinsichtlich mehrerer Faktoren:
Gesellschaftliches und wirtschaftliches Umfeld, Struktu-
ren der Finanzierung, Strukturen der Organisation, orga-
nisatorische Selbsterhaltungstriebe, institutionelle
Verankerung. Diese Faktoren haben selbstverständlich
auch – neben intrapersonalen Faktoren - Auswirkungen
auf die persönliche Haltung von pädagogischen Fach- und
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Laienkräften im Hinblick auf Subsidiarität oder Bevor-
mundung.

Abschließend sollen ein paar Aspekte einer subsidiären
bzw. inklusiven Haltung auf Seiten des pädagogischen
Fach- oder Laienpersonals skizziert werden: 

„Hilf mir es selbst zu tun“
Dieser Grundsatz aus der Erziehungsphilosophie Maria
Montessoris ist das Gegenteil einer bevormundenden
Haltung. Die Herausforderungen bestehen unter anderem
darin: Geduld mit sich und mit dem Anderen zu haben,
Offenheit für die unterschiedlichen Wege der Lösungsfin-
dung zu zeigen, Faktoren, die einen selbst oder Andere
unter Zeitdruck setzen zu minimieren, Raum und Zeit für
Zuhören und Beobachten zu schaffen sowie Netzwerke
der gegenseitigen Unterstützung zu etablieren.

Mit jemanden reden statt nur über ihn reden

Menschen mit Behinderungen kennen fragende Blicke,
die jedoch nie oder sehr selten in einer an sie gerichteten
Frage münden. Sehr häufig werden diese Fragen dann an
Eltern oder pädagogisches Laien- und Fachpersonal ge-
richtet und dieses beantwortet es dann. Auch eine Form
von Ausgrenzung.

Strukturen individuell anpassen 

Inklusion im pädagogischen Kontext bedeutet im Gegen-
satz zur Alltagspraxis der Integration eine Anpassung von
Strukturen an das Individuum. Für Fach- und Laienperso-
nal bedeutet dies die Bereitschaft, Informationen über Be-
darfe, Interessen, Alltagskompetenzen etc. einzuholen

und die vorhandenen organisatorischen und personellen
Strukturen daraufhin zu modifizieren bzw. anzupassen. 

Selbstständigkeit ist keine Bedingung 
für das Recht auf Selbstbestimmung

Menschen mit Beeinträchtigungen, die es ihnen nicht er-
lauben, das eine oder andere ohne Unterstützung anderer
zu machen – also selbstständig zu tun – sind nicht selten
mit der Situation konfrontiert, dass ihnen das Recht ab-
gesprochen wird, darüber zu bestimmen, was und wie
etwas gemacht werden soll. Sie werden zu Bittsteller-
_innen degradiert, die doch froh sein sollen, dass sie über-
haupt Hilfe bekommen. Sind sie nicht froh und bedanken
sich nicht, werden sie schnell als undankbare
Nörgler_innen und Unzufriedene etikettiert. 

Ungleichheiten und verschieden sein anerkennen

„Menschen können verschieden normal sein“. Versteht
man dieses leicht veränderte Zitat von Hans Wocken
(2010) als pädagogische Grundhaltung, so setzt dies in
der pädagogischen Praxis einen mentalen Umdenkprozess
voraus. Das Gegensatzpaar „normal – unnormal“ wird
ausgehebelt und kann somit nicht mehr als Rückzugs-
punkt oder als individuelle mehrheitsbezogene Bewer-
tungsbasis verwendet werden. Die Frage der Normalität
und die damit verbundene (Ab-) Wertung ist somit auch
keine Frage der Mehrheitsmeinung, -gesellschaft und -po-
litik mehr.
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Teilhabe ermöglichen – Veränderungen initiieren

Die Beteiligung von Menschen an Entscheidungsprozes-
sen ist in vielen pädagogischen Arbeitsfeldern ein wichti-
ges Ziel. Es gibt viele Hürden, die es Menschen mit
Beeinträchtigungen erschweren, sich an Entscheidungs-
prozessen zu beteiligen. Vor der wohl größten Hürde ste-
hen Menschen mit einer kognitiv-intellektuellen
Behinderung: Ihnen wird nicht zugetraut, dass sie zu
einem rationalen Urteil fähig sind. Die Doktrin der ratio-
nalen Urteilsfähigkeit als Maßstab der Teilhabe an politi-
schen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen oder
institutionellen Entscheidungsprozessen ist diskriminie-
rend und ausgrenzend, wissenschaftlich umstritten (siehe
dazu u.a. Meier-Seethaler 2000) und widerspricht grund-
legend der Würde des Menschen.

Dabei muss es unter anderem darum gehen, die Men-
schen selbst nach ihren Teilhabe- und Selbstbestim-
mungswünschen zu fragen bzw. sie in der Artikulation
dieser zu unterstützen. Selbstverständlich sind diese
Wünsche als Aufforderung zu verstehen, strukturelle und
pädagogische Rahmenbedingungen zu überprüfen sowie
diese entsprechend auch zu verändern.

Interessenbezug

Menschen mit Behinderungen werden häufig als Opfer
oder Bittsteller behandelt. Sätze wie „Jetzt spiel halt auch
mal mit Jonas (Kind mit Behinderung)“ oder Spezialver-
anstaltungen für Menschen mit Behinderungen, zu denen
auch Menschen ohne Behinderungen eingeladen werden,
haben Potential der Entwürdigung. Für pädagogisches
Fach- und Laienpersonal muss es darum gehen, gemein-

same Interessen zu finden und interessenbezogene
Räume der Begegnung, des Austauschs und oder des
Spiels zu arrangieren.<
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D as Subsidiaritätsprinzip wird häufig als Begründung
verwendet, warum sich der Staat nicht einmischen,
bzw. warum der Staat die „kleineren Einheiten“ in

Ruhe lassen und sich zurückziehen sollte. Doch das ist eine
mögliche, aus meiner Sicht jedoch falsche Interpretation
des Subsidiaritätsprinzips. Dieses Prinzip wurde zum ersten
Mal in der Sozialenzyklika Quadragesimo Anno vom Papst
Piuis XI am 15. Mai 1931 veröffentlicht. Prof. Dr. Oswald
von Nell-Breuning gilt als deren Verfasser. In der Linie des
Subsidiaritätsprinzips in der Sozialenzyklika werden einige
Thesen formuliert:

1. Das Subsidiaritätsprinzip überlässt den kleineren Ge-
meinschaften, wie z. B. den Kommunen, den Familien, Ver-
bänden etc. die Eigeninitiative und die Gestaltungsfreiheit.

2. Das Subsidiaritätsprinzip verteidigt die kleineren Ge-
meinschaften gegen Übergriffe des Staates und der Verein-
nahmung durch den Staat.

3. Das Subsidiaritätsprinzip gibt Initiativen, Verbänden etc.
eine eigene Kompetenz und Legitimation als eigene Organi-
sationen im Rahmen der staatlichen Ordnung. Sie haben
eine ausgeprägte Eigenverantwortung bei der Gestaltung
ihrer eigenen Ordnung etc.

4. Das Subsidiaritätsprinzip bedeutet allerdings nicht, dass
die größere Einheit, d. h. der Staat die kleinere Einheit nicht
unterstützen darf. Klar ist es immer schwierig, wenn eine
größere, die finanziell besser gestellte Einheit, eine kleinere,
finanziell schwächere Einheit unterstützt. Die Grenze zur
Anpassung und Abhängigkeit der kleineren Einheit ist flie-
ßend.

5. Das Subsidiaritätsprinzip bedeutet auch, dass bei der (fi-
nanziellen) Unterstützung der kleineren Einheit (Familie,
Verbände) die Eigenständigkeit und Souveränität gewahrt
werden muss.

6. Das Subsidiaritätsprinzip verpflichtet sogar die größere
Einheit dazu, die kleinere Einheit so zu unterstützen, dass
sie wirklich lebensfähig ist und sich eigenständig entwickeln
kann. Diese Sicht des Subsidiaritätsprinzips wird gern von
Politikern ignoriert, da so das Subsidiaritätsprinzip nicht
als Begründung für Sozialabbau herhalten kann.

7. Das Subsidiaritätsprinzip will kein Almosenverteilungs-
system, sondern sogar eine Reform der Zustände. Gesell-
schaftliche Reformen sollen die kleineren Einheiten stärken
und überlebensfähig machen. Die kleineren Einheiten brau-
chen Rechte und echte Mitgestaltungsmöglichkeiten.
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8. Einige aktuelle Beispiele für die Verwirklichung des
Subsidiaritätsprinzips: die Menschen sollten soviel Rente
bekommen, dass sie davon leben können. Die Pflegeversi-
cherung sollte so ausgestattet sein, dass die pflegebedürf-
tigen Menschen und ihre Angehörigen eine echte
Wahlfreiheit haben, zwischen eigener häuslicher Pflege
(aus finanziellen Gründen) und der ambulanten Pflege
oder dem Altersheim.

9. Das Subsidiaritätsprinzip bedeutet für die Verbände,
dass sie so ausgestattet werden sollen, dass sie ihre Auf-
gabe wirklich wahrnehmen können und nicht abhängig
von der größeren Einheit sind.<

Gerhard Endres, 
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E iner einfachen Definition zufolge, bezeichnet Subsi-
diarität ein Prinzip, nach dem Tätigkeiten privater
Organisationen Vorrang haben vor staatlichen Akti-

vitäten, wenn es um soziale Belange geht. Es regelt also das
Verhältnis zwischen Verbänden der freien Wohlfahrtspflege
einerseits und der staatlichen Wohlfahrtspflege anderseits.
Diese technische Beschreibung des Subsidiaritätskonzepts
gewinnt erst an Bedeutung, wenn die politische Dimension
mitgedacht wird. Es stellt sich also die Frage: Wessen Inte-
ressen werden durch das Subsidiaritätsprinzip eigentlich
vertreten?  

Ein Blick auf die deutschen Wohlfahrtsverbände zeigt, dass
es einige, wenige Verbände sind, die den Handlungsvorrang
gewährt bekommen. In einem Nachschlagewerk ist von
staatlich lizenzierten Spitzenverbänden die Rede. Gemeint
sind damit Caritas, Diakonie, der Paritätische, Deutsches
Rotes Kreuz u. a. Die ursprüngliche Idee, dass sich die Zivil-
bevölkerung bzw. die Gemeinde individuell, selbstbestimmt
und eigenverantwortlich um die eigenen sozialen Belange
kümmert, hat sich also in Form einiger Sozialkonzerne ma-
nifestiert. Aus dieser Perspektive kommen viele kleine Trä-
ger kaum zum Zug; und Initiativen und Träger aus
migrantischen Reihen schon gar nicht. 

Die migrantischen Communities trifft dieser Sachverhalt
auf zweifache Weise. Zum einen als Anbieterseite, als Ver-
eins- oder Verbandsgründer, zum anderen als Klientel der
sozialen Dienste. Obwohl gut vier Millionen Muslime in
Deutschland leben, und Migrant_innen und deren Nachfol-
gegeneration in vielen Städten mehr als ein Drittel der Be-
völkerung ausmachen, hat sich aus diesen Reihen keine
nennenswerte Selbstorganisation gebildet. Es gibt zwar ver-
einzelt kleine Träger, aber nur wenige professionelle Vereine
und Verbände auf höherer Ebene schon gar nicht. Sie haben
keinen nennenswerten Anteil an dem Markt der Wohl-
fahrtspflege. Man muss von einem Markt sprechen, wenn
man sich die Zahlen im Bereich der christlichen Wohlfahrts-
pflege ansieht: Der Deutsche Caritasverband und das Diako-
nische Werk sind in den vergangenen Jahrzehnten zum
weltweit größten privaten Arbeitgeberverbund aufgestie-
gen. Im Bereich der christlichen Wohlfahrtspflege werden
bei etwa 1,5 Millionen Beschäftigten jährlich rund 45 Milli-
arden Euro umgesetzt, heißt es in einer Sonderausgabe von
Ver.di 2005. Die Arbeit der Wohlfahrtsverbände sei weit
über 90 Prozent aus staatlichen Mitteln bzw. den Sozialver-
sicherungen finanziert. Die Pfründe der subsidiären Vertei-
lung öffentlicher Gelder bleiben also an den großen,
größtenteils christlich-konfessionellen Verbänden hängen
und landen zu allerletzt, wenn überhaupt, auch mal in mig-
rantischer Trägerschaft. 
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Für diejenigen, die die sozialen Dienste in Anspruch neh-
men, wäre es ein großer Unterschied, wenn neben dem
christlichen Pflegedienst auch ein muslimischer Pflege-
dienst bereitstünde. Gerade im Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe, der Integration und Altenpflege steht die
Wohlfahrtspflege vor einer immer größeren migrantischen
Klientel. Neben Fachlichkeit spielen da vor allem interkul-
turelle Kompetenzen, Sprachenkenntnisse und das biogra-
fische Verstehen eine tragende Rolle. Was liegt da näher als
eine Professionalisierung der Selbstorganisation von mig-
rantischen Trägern, Vereinen und Verbänden? Was liegt
näher als die Senior_innen mit Migrationsgeschichte aus
dem Stadtteil zu organisieren und ihr spezifisches Know-
How und Kompetenzen für die vielfältigen Bedürfnisse
und Problemlagen einzusetzen? 

Manch ein Staatsbürger mag die Verantwortung für den
Mangel an professionell tätigen migrantischen Vereinen
weit von sich schieben. Sollen sie doch machen. Es hindert
sie doch keiner! Mittlerweile wissen wir aber, dass es so-
ziale Barrieren gibt, die sich nicht dadurch auszeichnen,
dass sie jemand hinstellt, um andere zu hindern, sondern
dass sie niemand wegstellt, um den Weg für andere zu
ebnen. Diese Barrieren zu beseitigen hieße bestimmte
Gruppen zu befähigen, sich zu organisieren und zu profes-
sionalisieren, sie besonders und bedarfsgerecht zu fördern
und ihnen beratend zur Seite stehen, fehlende Kontakte
herzustellen, Beziehungen zu knüpfen und sie zu vernet-
zen und zwar nicht nur horizontal, sondern vor allem verti-
kal mit Verwaltung und Politik. 

Wenn der Subsidiaritätsdiskurs eines neuen Inputs bedarf,
dann sicherlich in Bezug auf das Thema Wohlfahrtspflege
von und für Migrant_innen. Die Tatsache, dass wir in einer
Migrationsgesellschaft leben und Migrant_innen einen
Großteil der Zivilgesellschaft konstituieren, muss in Bezug
auf die Ausgestaltung und Funktion des Subsidiaritätsprin-
zips eine zentrale Rolle spielen. Eine Zivilbevölkerung, die
in hohem Maße migrantisch ist, muss sich auch in der
Struktur der sozialen Träger-, Vereins- und Verbandsland-
schaft widerspiegeln.<
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W enn wir einen kleinen Rückblick auf unseren
Austausch über Subsidiarität wagen, können
wir zunächst festhalten, dass sich dieses Prin-

zip offensichtlich breiter Unterstützung erfreut. Die meis-
ten Beiträge drücken entweder direkt eine positive
Bewertung dieses Prinzips aus oder legen wenigstens Kri-
terien zugrunde, die engstens mit ihm verknüpft sind.
Dabei machen die Autor_innen deutlich, dass sie das Prin-
zip nicht für ein wachsweiches Kriterium halten, das letzt-
lich mit allem vereinbar ist. Das Subsidiaritätsprinzip
beweist seine kritische Kraft gegenüber übergriffigem
oder unzureichendem staatlichem Handeln, kann aber
auch als Korrektiv und Maßstab des eigenen Verhaltens
innerhalb zivilgesellschaftlicher Organisationen wirken.

Nur zwei Beiträge stellen das Prinzip selbst – zumindest
für bestimmte Kontexte – in Frage. Da ist zum einen der
Einwurf, dem Prinzip fehle eine hinreichend klare Defini-
tion und es sei deshalb vielfältig missbrauchbar. So könne
es z. B. im Dienst der Sparpolitik Leistungsminderungen
und Sozialabbau rechtfertigen oder als Einfallstor einer
Renationalisierung  innerhalb Europas dienen. Eine nahe-
liegende Antwort auf diesen Vorwurf ist es, auf ein Ver-
ständnis von Subsidiarität zu verweisen, das zumindest
die benannten Formen von Missbrauch ausschließt. Doch
sind die in unserem Austausch explizit oder implizit ge-
brauchten Definitionen unterschiedlich genug, um jeden-
falls einen Klärungsbedarf deutlich zu machen. Wie aber
können wir die „richtige Definition“ bestimmen, wenn wir

weder einfach rechtspositivistisch bestimmten Legaldefi-
nitionen folgen, noch uns im pluralen Kontext unserer
Welt der Lehrautorität der katholischen Kirche unterwer-
fen wollen? Ich denke, dazu müssen wir uns auf die Be-
gründung von Subsidiarität besinnen, also darauf,
weshalb wir überhaupt Subsidiarität als ein grundlegen-
des Prinzip sozialer Organisation ansehen.

Auch für eine solche Begründung gibt es in unserem Aus-
tausch viele anregende Anstöße. Ich möchte – diese Anre-
gungen aufgreifend – eine mögliche Begründungslinie
vorstellen, die von der Freiheit ausgeht. Oder genauer von
dem Anspruch, dass Gesellschaft der wirklichen Freiheit
für alle zu dienen habe. Unter „wirklicher Freiheit“ ver-
stehe ich dabei, dass Menschen die tatsächliche Möglich-
keit haben, unter verschiedenen (allerdings natürlich z. B.
dem jeweiligen Lebensalter entsprechenden), in ihren
Augen wertvollen Lebensentwürfen und -wege frei zu
wählen. Nicht nur auf das formale Recht zu einer solchen
Wahl kommt es dabei an, sondern darauf, dass auch die
zu einer solchen Wahl notwendigen Voraussetzungen u.a.
sozialer, kultureller und ökonomischer Art gegeben sind.
Die meisten dieser Voraussetzungen (und in einem gewis-
sen Sinn sogar alle) sind aber nur im Rahmen größerer
oder kleinerer sozialer Zusammenschlüsse zu haben. Und
viele der kleinen und großen Lebensziele von Menschen
sind selbst – intrinsisch – sozialer Art. Auf verschiedenste
Weisen können nun aber die sozialen Zusammenschlüsse,
die Freiheit ermöglichen sollten oder selbst Orte realisier-
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ter Freiheit sein könnten, stattdessen Freiheit einschrän-
ken oder zerstören. Hier kommt das Subsidiaritätsprinzip
ins Spiel mit der Vermutung, dass soziale Zusammen-
schlüsse Freiheit umso weniger gefährden, je kleiner sie
sind und je leichter sie deshalb von denen kontrolliert
werden können, deren Freiheit sie unmittelbar dienen sol-
len. Subsidiarität soll also Freiheit fördern, indem sie
Selbstbestimmung – die in Kollektiven notwendig diluiert
wird – auch im Kontext sozialer Zusammenschlüsse so-
weit als möglich sichert. Der Bezug auf das Ziel wirklicher
Freiheit für alle erklärt auch die doppelte Stoßrichtung
des Subsidiaritätsprinzips: Die negative der Abwehr von
freiheitsbeschränkender Einmischung der größeren Ein-
heit in die Angelegenheiten der kleineren und die positive
der Einforderung freiheitsfördernder Unterstützung, wo
diese notwendig ist.

Auch eine Besinnung auf die Begründung des Subsidiari-
tätsprinzips macht aus ihm kein Patentrezept, das für
jede Fragestellung eine einfache und unmittelbare Ant-
wort bereit hält. In unserem Austausch wurde darauf hin-
gewiesen, dass es sich bei seiner Anwendung um einen
„Balanceakt“ handelt. Was hilft uns in diesem Balanceakt
das Gleichgewicht zu finden? Was kann unserem Ge-
spräch über „die jeweils geeignete Praxis“ Orientierung
geben? Vor dem Hintergrund des engen Zusammenhangs
von Subsidiarität und Freiheit wäre es die Frage, welche
Zuordnung von Verantwortung und Entscheidungskom-
petenz auf existierende oder zu schaffende soziale Einhei-
ten am ehesten geeignet ist, die wirkliche Freiheit der
Betroffenen oder – in einer glücklichen Formulierung aus
einem der Beiträge – der jeweiligen „Protagonisten“ zu
fördern.

Um auf Beispiele des möglichen Missbrauchs zurückzu-
kommen: Leider kann das Subsidiaritätsprinzip klamme
Kassen nicht einfach füllen. Aber sicher ist es auch nicht
einfach gegeben, dass ein „kleiner freier Träger“ die Frei-
heit und Autonomie z. B. der Besucher_innen eines Ju-
gendhauses automatisch mehr fördert als ein großer oder
städtischer Träger, oder gar, dass die Privatisierung und
Kommerzialisierung von kommunalen Versorgungsleis-
tungen die Freiheit derer stärkt, die auf diese Leistungen
angewiesen sind. Das Subsidiaritätsprinzip verlangt von
uns nicht, die Augen vor der Realität zu verschließen, dass
die vielleicht gut gemeinte Übertragung einer Einrichtung
auf einen kleineren Träger ihr Ende bedeuten kann. Privat
ist nicht automatisch besser als Staat, klein nicht immer
besser als groß, dezentral nicht in jedem Fall besser als
zentral: Immer kommt es darauf an, was wirkliche Frei-
heit für alle am ehesten fördert. Der kritische Blick auch
auf die nichtstaatlichen kollektiven sozialen Akteure ge-
winnt besonders da Brisanz, wo es sich eben nicht um die
Selbstorganisation der Betroffenen oder Protagonisten
handelt, sondern vielmehr um verschiedene Formen des
letztlich fürsorglichen Handelns, sei es durch eine NGO,
die mit Straßenkindern arbeitet, durch einen Verein, der
sich im Eine-Welt-Bereich engagiert, oder durch einen
Wohlfahrtsverband, der in der Jugendhilfe tätig ist. Diese
stehen selbst unter dem Anspruch, dass ihre Tätigkeit in
der Tat der Freiheit derer dient, für die sie sich einsetzen.

Ein zweiter Einwurf gegen das Subsidiaritätsprinzip – je-
denfalls gegen den Anspruch seiner universellen Gültig-
keit – kommt aus dem Libanon. Auch hier hilft uns die
Besinnung auf das Ziel von Subsidiarität, die Sicherung
von wirklicher Freiheit für alle. Die geschilderte Situation
der Übertragung der Regelung von „Statusfragen“, d. h.
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von Fragen, die unmittelbar unseren Status als
Bürger_innen in dem Sinne betreffen, dass sie unsere
Rechte und Pflichten in der bürgerlichen Gesellschaft ver-
ändern können, an Religionsgemeinschaften, ist dann ein
Problem für Freiheit für alle (nämlich eine Verletzung der
negativen Religionsfreiheit), wenn damit die Option für
alle, problemlos an Religionsgemeinschaften vorbei diese
Fragen zu klären, verlorengeht. Ähnliches gilt, wenn Zen-
tralbereiche von Bildung und Gesundheit für viele fak-
tisch nur noch über weltanschaulich geprägte Anbieter zu
haben ist.

Ein letztes Thema, das ich aufgreifen möchte: das liebe
Geld. Die Zusammenschau der verschiedene Nationen
und unterschiedlichste Felder gesellschaftlichen Engage-
ments repräsentierenden Beiträge macht doch deutlich, in
welchem Maß die Existenz vieler Einzelinitiativen und -
einrichtungen und in der Konsequenz die Vielseitigkeit,
Pluralität und Lebendigkeit des zivilgesellschaftlichen
Sektors sozialen und kulturellen Engagements von staatli-
cher finanzieller Förderung abhängt. Viele der Beiträge
durchzieht der explizite oder implizite Ruf nach solcher
Unterstützung, bei gleichzeitiger Einforderung eines
möglichst hohen Grads der Autonomie. Was das letztere
angeht, so ist diese Forderung ohne Zweifel vom Subsidia-
ritätsprinzip in dem Sinne gedeckt, dass der Grundsatz
„Wer zahlt, schafft an“ in keiner Weise mit diesem Prinzip
vereinbar ist. Was die erste Forderung angeht, so ist die
bloße Existenz einer NGO, eines Kulturvereins oder einer
Einrichtung der Jugendhilfe sicher noch kein hinreichen-
der Grund für einen Anspruch auf finanzielle Unterstüt-
zung. Nur wenn aus vom Subsidiaritätsprinzip selbst
unabhängigen Gründen die entsprechende Leistung oder
wahrgenommene Aufgabe als so wichtig erkannt werden

kann, dass sie in jedem Fall erbracht werden sollte (weil z.
B. ohne sie Freiheit für alle Illusion bliebe) oder sie zumin-
dest aus gesamtgesellschaftlicher Sicht in hohem Maße
wünschenswert ist, kann ein solcher Anspruch gerechtfer-
tigt werden.<
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as ist eigentlich Subsidiarität? Bei der Frage, wie Demokratie funktioniert, kommt es schnell zu De-
batten, was die Aufgaben des Staates sind und was die Bürger_innen selbst bzw. die zivilgesellschaft-
lichen Organisationen leisten dürfen, können und sollen. Die Diskussion balanciert mit

unterschiedlicher Gewichtung die Achtung des Individuums, die Förderung des Gemeinsinns sowie das Ringen
darum, welchen Beitrag der Staat leisten soll. Wann wird der Ruf nach Subsidiarität dem Gedanken gerecht
und wann steht er für eine Sicherung der eigenen Ressourcen? Ist die Forderung nach Subsidiarität zeitgemäß
oder Bedarf es anderer Überlegungen? Wir haben 24 ganz unterschiedliche Fachleute und Praktiker_innen
aus dem In- und Ausland um einen Kommentar gebeten.


